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Am 23. Februar 2011 veranstaltete das ifo Institut gemein-
sam mit dem Bayerischen Handwerkstag ein Symposium
unter dem Titel »Demographischer Wandel und Fachkräf-
teentwicklung – Konsequenzen für Bildung und Handwerk«.
Die Veranstaltung unter der Moderation von Prof. Sigmund
Gottlieb, Chefredakteur des Bayerischen Fernsehens, bot
mehreren ausgewiesenen Experten aus dem theoretischen
und praktischen Bereich der Bildungs-, Arbeitsmarkt- und
Wirtschaftspolitik Gelegenheit, mit Vorträgen das Thema
»Demographischer Wandel, Fachkräfteentwicklung und Bil-
dungsqualität« zu beleuchten. Im Anschluss an die Prä-
sentationen von Hans-Peter Klös, Institut der deutschen
Wirtschaft Köln, und Ludger Wößmann, ifo Institut und Uni-
versität München, diskutierten, neben den beiden Refe-
renten, Martin Zeil, Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie, Ludwig Spaenle,
Bayerischer Staatsminister für Unterricht und Kultus, Hein-
rich Traublinger, Präsident des Bayerischen Handwerkta-
ges, und Hans-Werner Sinn, Präsident des ifo Instituts, Pro-
bleme bei der Versorgung der Unternehmen mit qualifizier-
ten Fachkräften und Lösungsansätze für die Herausforde-
rungen im Bildungsbereich und auf dem Arbeitsmarkt.
Im Folgenden werden einige der Beiträge, die im Rahmen
des Symposiums präsentiert wurden, veröffentlicht.
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Im Handwerk steht traditionell der Mensch
im Mittelpunkt der Leistungserstellung. Ar-
beitsplätze im Handwerk sind gekenn-
zeichnet durch ein breit gefächertes Tä-
tigkeitsspektrum, eine große Fertigungs-
tiefe und ein hohes Maß an Selbststän-
digkeit und Verantwortung. Nicht selten
bearbeiten Handwerker das Werkstück
vom Rohstoff bis zum fertigen Produkt be-
ziehungsweise erbringen eine umfassen-
de Dienstleistung. Aus diesem Grund ist
das Handwerk in besonderem Maße an-
gewiesen auf qualifizierte Unternehmer
und Mitarbeiter. Ein drohender Fachkräf-
temangel ist deshalb eine besondere Her-
ausforderung, der sich unser Wirtschafts-
bereich frühzeitig und mit ganzer Kraft
stellen muss.
Aktuelle Lage
Bereits heute haben zahlreiche Hand-
werksbetriebe Probleme, ihre anspruchs-
vollen Arbeitsplätze mit qualifiziertem
Personal zu besetzen. In einigen Hand-
werksberufen steht dem angezeigten
Fachkräftebedarf nicht einmal rechne-
risch eine ausreichende Zahl verfügba-
rer Personen gegenüber: So betrug im
Oktober 2010 in Bayern das Verhältnis
der offenen Stellen zu den gemeldeten
Arbeitslosen bei Vulkaniseuren 6,5, bei
Elektroinstallateuren 2,5 und bei Instal-
lateuren und Hörgeräteakustikern 1,8.
Nach einer aktuellen Umfrage der Hand-
werkskammer für München und Ober-
bayern leiden 23% der Mitgliedsbetrie-
be unter einem gravierenden Fachkräfte-
mangel, der den Betrieb in seinen Ent-
wicklungsmöglichkeiten beeinträchtigt.
Weitere 37% würden Personal einstellen,
kommen aber noch zurecht. Das heißt,
nur etwa 40% der Handwerksbetriebe
sind derzeit optimal besetzt. Hochgerech-
net auf die zulassungspflichtigen und die
zulassungsfreien Handwerksberufe ergibt
sich ein Fachkräftebedarf in mindestens
12 400 Betrieben. Selbst wenn jedes die-
ser Unternehmen nur eine offene Stelle
hätte, wären demnach im Münchner und 
oberbayerischen Handwerk mehr als
12 000 Arbeitsplätze unbesetzt. Dabei
handelt es sich fast ausschließlich um Ar-
beitsplätze für qualifizierte Fachkräfte.
81% der offenen Stellen sind Vollzeitstel-
len. 90% der Handwerksunternehmen,
die Mitarbeiter suchen, würden Gesellen
einstellen, 27% auch Meister und 5% so-
gar Hochschulabsolventen. 
Demographischer Wandel
Wenn das Handwerk heute schon in ei-
nigen Bereichen zu wenig Arbeitskräfte
gewinnen kann, wie wird sich die Fach-
kräfteversorgung dann entwickeln, wenn
die geburtenstarken Jahrgänge der sech-
ziger und siebziger Jahre in nun bevorste-
henden Jahrzehnten ins Rentenalter kom-
men? Nach der regionalisierten Bevölke-
rungsvorausberechnung für Bayern bis
2029 nimmt die Gesamtbevölkerung noch
bis zum Jahr 2020 zu. Ab dann ist sie
rückläufig. Stark zurückgehen wird insbe-
sondere der Anteil der 19- bis 60-Jähri-
gen – also die Altersgruppe, die in erster
Linie im Erwerbsleben steht. Er sinkt von
heute knapp 57% auf nur noch gut 50%
der Gesamtbevölkerung im Jahr 2029.
Der sich seit dem »Pillenknick« der 1970er
Jahre abzeichnende Rückgang der Er-
werbsbevölkerung wird in den kommen-
den Jahren also mit voller Wucht spürbar
werden. Das bedeutet grob geschätzt,
dass in Bayern etwa 700000 Arbeitskräf-
te weniger zur Versorgung der Bevölke-
rung zur Verfügung stehen als heute. Hin-
zu kommt, dass durch die Alterung der
Gesellschaft zum Beispiel im Gesund-
heitssektor oder im Pflegebereich eine zu-
sätzliche Nachfrage nach Arbeitskräften
entstehen wird. Damit wird das Angebot
für die anderen Wirtschaftsbereiche wei-
ter geschmälert. 
Herausforderung für das Handwerk
Was bedeutet diese Entwicklung für die
Fachkräfteversorgung des Handwerks?
Das Handwerk in Bayern beschäftigt ak-
tuell ca. 13% der bayerischen Erwerbs-
tätigen. Würde der Rückgang des Ar-
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beitskräftepotentials unseren Wirtschaftsbereich anteilig
treffen, so fehlten in rund 20 Jahren gegenüber heute rund
90 000 Handwerker. Berücksichtigt man den zusätzlichen
Bedarf in anderen Sektoren und die Tatsache, dass der
Einsatz älterer Arbeitskräfte im Handwerk, zum Beispiel in
körperlich anstrengenden Berufen, oft problematischer ist
als in anderen Bereichen, dann ist davon auszugehen, dass
das Handwerk überproportional vom Arbeitskräftemangel
betroffen sein wird. Unter Umständen fällt der Arbeitskräf-
temangel im Handwerk also sogar noch größer aus. Un-
termauert wird diese These durch eine Studie des Bundes-
instituts für Berufsbildung (BIBB) und des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Diese kommt zu
dem Ergebnis, dass insbesondere bei den Fachkräften auf
der mittleren Qualifikationsebene, die für das Handwerk
von besonderer Bedeutung sind, ein wesentlicher Engpass
droht, da einem nahezu gleichbleibenden Bedarf ein ra-
santer Rückgang von Erwerbspersonen mit entsprechen-
den Qualifikationen gegenüberstehen wird. Für das Hand-
werk ergibt sich daraus eine existenzbedrohende Gefahr,
da die hohe Qualität der Arbeit und damit die qualifizierte
Fachkraft die entscheidenden Wettbewerbsfaktoren des
Handwerks sind. 
Handlungsbedarf
Politik und Wirtschaft sind daher schon heute gefordert,
einem gravierenden Fachkräftemangel in der Zukunft vor-
zubeugen. Dabei ist aus meiner Sicht evident, dass nur ein
Bündel von Maßnahmen den Erfolg sichern kann. Beispiels-
weise kann Zuwanderung zwar einen Beitrag leisten, das
Angebot an Arbeitskräften zu erhöhen. Zuwanderung allein
wird das Problem aber nicht lösen. Das IAB wies ja bereits
im Jahr 2005 darauf hin, dass selbst hohe jährliche Zu-
wanderungen den demographischen Effekt nicht mehr kom-
pensieren können. Tatsache ist außerdem, dass die Zuwan-
derung nach Deutschland in den vergangenen Jahren
enorm zurückgegangen ist. In den Jahren 2008 und 2009
war der Wanderungssaldo sogar negativ. Eine Zuwande-
rung in der Größenordnung von mehreren hunderttausend
Personen pro Jahr erscheint daher nicht realistisch. Aller-
dings werden sich durch den Wegfall der Übergangsrege-
lungen bei der Arbeitnehmerfreizügigkeit und der Dienst-
leistungsfreiheit gegenüber den Beitrittsstaaten Osteuro-
pas die Bedingungen für eine Anwerbung von Arbeitskräf-
ten in den kommenden Jahren etwas verbessern. Hier bie-
ten sich auch für das Handwerk Chancen, zusätzliche Ar-
beitskräfte zu gewinnen. 
Auszubildende
Es ist eine Binsenweisheit, dass die Auszubildenden von
heute die Fachkräfte von morgen sind. Wir müssen daher
dafür Sorge tragen, dass möglichst alle Jugendliche ei-
nen Beruf erlernen. Das Handwerk trägt traditionell große
Verantwortung für die Ausbildung. Rund jeder dritte Lehr-
ling in Bayern und sogar gut 60% der gewerblichen Lehr-
linge werden im Handwerk ausgebildet. Aktuell können so-
gar viele von unseren Betrieben angebotene Ausbildungs-
plätze nicht mit geeigneten ausbildungswilligen und aus-
bildungsfähigen Lehrlingen besetzt werden. Auch hier wird
sich das Problem in den kommenden Jahren erheblich ver-
schärfen. Nach der Schüler- und Absolventenprognose
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kul-
tus wird die Zahl der für das Handwerk besonders wichti-
gen Haupt- bzw. Mittelschulabsolventen bis 2025 um an-
nähernd 40% auf 22 200 Absolventen zurückgehen. Das
entspricht in etwa der Zahl von Hauptschülern, die derzeit
allein vom Handwerk jährlich in ein Ausbildungsverhältnis
übernommen werden. Traditionell kommen ja deutlich mehr
als zwei Drittel aller Lehrlinge im bayerischen Handwerk
von der Haupt-/Mittelschule. 
Nachwuchswerbung
Das Handwerk reagiert bereits mit einem Bündel von Maß-
nahmen auf den Nachwuchsmangel, um mehr junge Men-
schen von den Chancen, die der Wirtschaftsbereich bie-
tet, zu überzeugen und für eine Ausbildung im Handwerk
zu gewinnen. Vergangenes Jahr startete die bundesweite
Imagekampagne des Handwerks. Ziel ist es, einer breiten
Öffentlichkeit zu vermitteln, dass das Handwerk ein leis-
tungsstarker, moderner und interessanter Wirtschaftszweig
ist, der erfolgversprechende Zukunftsperspektiven bietet.
Die bayerischen Handwerkskammern und Fachverbände
wenden sich darüber hinaus mit der Nachwuchskampa-
gne »Macher gesucht« gezielt an Schülerinnen und Schü-
ler. Nicht zuletzt sind die Ausbildungsberater der Hand-
werkskammern und viele unserer Handwerker an den
Schulen aktiv, um über das Handwerk zu informieren. Es
werden auch Informationsveranstaltungen für Schulsozi-
alarbeiter und Berufseinstiegsbegleiter durchgeführt. In den
kommenden Jahren werden wir die Maßnahmen nicht nur
intensivieren, wir werden vor allem auch gezielter auf Ziel-
gruppen zugehen, die zwar im Handwerk bisher schon
eine Rolle spielen, die aber die Möglichkeiten, die ihnen
das Handwerk bietet, noch nicht in vollem Umfang erken-
nen, zum Beispiel Realschüler und Gymnasiasten, Mäd-
chen oder Jugendliche mit Migrationshintergrund. Ein
schon erfolgreich praktiziertes Beispiel sind die Ausbil-
dungsakquisiteure der Kammern, die selbst über einen Mi-
grationshintergrund verfügen. Gerade bei Jugendlichen mit
Migrationshintergrund besteht großer Nachholbedarf in der
Berufsausbildung. Fast ein Drittel unserer jungen Migran-
ten hat keinen beruflichen Abschluss. Die Quote übersteigt
den Anteil bei den Jugendlichen ohne Migrationshinter-
grund um das Vierfache!Symposium
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Schulpolitik
Voraussetzung für den erfolgreichen Erwerb einer Berufs-
ausbildung ist, dass unsere Schulen die Jugendlichen best-
möglich auf die Herausforderungen des Berufslebens vor-
bereiten. Das Ziel der Schulbildung muss die Beschäfti-
gungsfähigkeit sein. Für unsere Schulen bedeutet dies, den
Unterricht stärker auf das Berufsleben auszurichten. Dazu
gehört nicht nur, dass Grundkenntnisse wie Lesen, Schrei-
ben und Rechnen vermittelt werden. Auch wirtschaftliche
Zusammenhänge müssen im Lehrplan stärker Berücksich-
tigung finden. Dabei müssen die Jugendlichen an ihren Ta-
lenten und Interessen orientiert individuell gefördert wer-
den. Gerade deshalb plädiert das Handwerk für den Erhalt
des bewährten und leistungsfähigen dreigliedrigen Schul-
wesens in Bayern. Bayern liegt damit im Ländervergleich
innerhalb Deutschlands in den verschiedensten Bildungs-
studien regelmäßig an der Spitze und lässt Länder mit Ge-
samtschulsystem hinter sich. Gesamtschulen ermöglichen
nicht die notwendige individuelle Förderung und gehen da-
mit nicht ausreichend auf die Lernvoraussetzungen, Stär-
ken und Schwächen der Schüler ein. Das dreigliedrige
Schulsystem trifft in Bayern nach wie vor auf Akzeptanz.
Noch immer geht rund ein Drittel eines Altersjahrganges auf
die Haupt- bzw. Mittelschule. Und das Beispiel Handwerk
zeigt, dass diese auch gute Chancen im Berufsleben ha-
ben. Der Vorwurf der frühen Selektion, die auch in Bayern
nicht nach Eignung und Neigung erfolge, sondern domi-
niert werde von der sozialen Herkunft, ist aus meiner Sicht
nicht gerechtfertigt, da es umfangreichste Durchstiegsmög-
lichkeiten gibt. Beispielsweise können Handwerksmeister
und Gesellen mit Berufserfahrung über den beruflichen Weg
zum Studium gelangen. 
Duales System der beruflichen Bildung
Das duale System der beruflichen Bildung ist nach wie vor
einer der großen Pluspunkte des deutschen Bildungswe-
sens. Selbst die OECD lobte in ihrem zurückliegenden Bil-
dungsbericht die berufliche Bildung in Deutschland als »ent-
scheidenden Faktor für die im internationalen Vergleich ge-
ringe Jugendarbeitslosigkeit«. Die Experten fanden große
Anerkennung für den wesentlichen Beitrag zur Integration
von Jugendlichen in den Arbeitsmarkt und die Verbindung
von Lernen in Betrieb und Schule. Durch das Lernen in der
Praxis sichert die duale Ausbildung eine umfassende und
flexible berufliche Handlungsfähigkeit. Aufgabe muss es nun
sein, die berufliche Bildung auf die bevorstehenden Entwick-
lungen vorzubereiten, damit diese die Brückenfunktion zwi-
schen Bildung und Beschäftigung auch in Zukunft voll wahr-
nehmen kann. Mit dem Konzept »Ganzheitlich – Passge-
nau – Anschlussfähig« hat das deutsche Handwerk einen
Lösungsansatz für die Zukunft der beruflichen Bildung vor-
gestellt. Dieses Konzept ermöglicht die notwendige Flexibi-
lisierung, hält aber gleichzeitig an den Grundsäulen des deut-
schen Ausbildungssystems, nämlich dem Berufsprinzip, dem
dualen System der Ausbildung in Betrieb und Berufsschu-
le, der öffentlich-rechtlichen Prüfung sowie einem Vertrag
über die gesamte Ausbildungsdauer fest. Eine Modularisie-
rung der beruflichen Bildung würde den Erfordernissen kei-
nesfalls gerecht. Wichtig ist stattdessen, dass die berufli-
che Bildung gestärkt wird, damit in Zukunft kein Ungleich-
gewicht zwischen der Versorgung mit Fachkräften und der
Versorgung mit Akademikern entsteht. 
Weitere Ansatzpunkte
Bildung ist ein wichtiger Aspekt, um dem Fachkräfteman-
gel in der Zukunft wirksam zu begegnen. Darüber hinaus
muss aber an weiteren Stellschrauben gedreht werden, um
das im Land vorhandene Arbeitskräftepotential voll auszu-
schöpfen. Beispielsweise muss allen, die nach einer Lücke
in der Beschäftigungsbiographie den Wiedereinstieg in das
Arbeitsleben anstreben, dieser Schritt erleichtert werden.
Dies gilt für Mütter ebenso wie für Arbeitslose oder Wieder-
einsteiger. Notwendig ist unter anderem eine gezielte Qua-
lifizierung. Beitragen kann ebenfalls eine Flexibilisierung des
Arbeitsrechts, um zu verhindern, dass trotz Arbeitskräfte-
knappheit eine nennenswerte Sockelarbeitslosigkeit beste-
hen bleibt. Und schließlich muss durch eine sachgerechte
Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen,
die Integration von Ausländern in den heimischen Arbeits-
markt erleichtert werden. Dabei darf allerdings die hohe Qua-
lität unseres beruflichen Bildungssystems nicht gefährdet
werden. Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Entlastung der
Arbeitsverhältnisse von Lohnzusatzkosten, zum Beispiel
durch die Reform der sozialen Sicherungssysteme, damit
gerade kleinen und mittleren Unternehmen die Gewinnung
von Arbeitskräften nicht zusätzlich erschwert wird. 
Lebensarbeitszeit
Letztendlich führt aber auch kein Weg daran vorbei, dass
die einzelnen Menschen mehr arbeiten müssen, um die Lü-
cke zu füllen. Mit der Anhebung der Altersgrenze bei der
Rentenversicherung wurde hier bereits ein wichtiger und
richtiger Schritt zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit ge-
macht. Auch das Bildungswesen kann durch kürzere Bil-
dungswege zu einer Verlängerung der Arbeitsphase und da-
mit zu einer Entschärfung der demographischen Herausfor-
derungen beitragen. Vor diesem Hintergrund ist auch die
Einführung des achtstufigen Gymnasiums zu begrüßen. Al-
lerdings ist das Potential damit noch bei Weitem nicht aus-
geschöpft. Durch eine Verlängerung der Wochen- oder Jah-
resarbeitszeit könnte eine beachtliche Steigerung des Ar-
beitsvolumens erreicht werden. Grob geschätzt setzt ein zu-
sätzlicher Arbeitstag im Jahr ein Arbeitsvolumen frei, das aufSymposium
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Bundesebene der Zuwanderung von rund 180 000 Perso-
nen entspricht. Ein deutlich höherer Effekt könnte darüber
hinaus durch eine Rückkehr zur 40-Stunden-Woche in al-
len Branchen erreicht werden. Solche Maßnahmen könnten
zu einer deutlichen Entschärfung der Demographie-Pro-
blematik beitragen, ohne dass gleich »sozialer Kahlschlag«
befürchtet werden müsste. Schließlich ist die geleistete Jah-
resarbeitszeit pro Erwerbstätigen in Westdeutschland nach
Berechnungen des IAB zwischen 1970 und 2007 von
1 876 Arbeitsstunden auf knapp 1 341 Arbeitsstunden ge-
sunken. Dies ist unter anderem auf die Zunahme der Teil-
zeitarbeit zurückzuführen. Aber auch ein Vollzeitbeschäftig-
ter arbeitet heute mehr als 250 Stunden im Jahr weniger
als vor 40 Jahren. 
Maßnahmen im Handwerksbetrieb
Der immer härtere Wettbewerb um Arbeitskräfte erfordert
vom Handwerk aber auch, selbst ein Konzept zu entwickeln,
um möglichst viele Menschen für den Wirtschaftsbereich
zu begeistern und vor allem auch Beschäftigte und ausge-
bildete Lehrlinge in den Handwerksbetrieben zu halten. Ein
Handwerksbetrieb braucht mehr als bisher eine klare Per-
sonalstrategie. Arbeitsorganisation und Arbeitsprozesse
müssen so gestaltet werden, dass auch Frauen oder älte-
re Arbeitnehmer besser integriert werden können. Ein ent-
scheidender Punkt ist ferner, dass der Handwerksbetrieb
attraktive Konditionen bieten muss, um sicherzustellen, dass
er leistungsstarke und qualifizierte Fachkräfte an sich bin-
den kann. Dazu gehört aber nicht nur eine angemessene
Entlohnung. Ein Aspekt, um diese zu ermöglichen, ist eine
Steigerung der Produktivität. Den Arbeitnehmern im Hand-
werk müssen ferner zusätzliche Weiterbildungs- und Auf-
stiegschancen aufgezeigt werden. 
Anforderungen an die Handwerksorganisation
Die Handwerksorganisationen stehen in den kommenden
Jahren vor der Aufgabe, die Unternehmen für die zusätzli-
chen Herausforderungen zu sensibilisieren und durch ge-
eignete Angebote zu unterstützen. Sie müssen ebenso Wei-
terbildungskonzepte entwickeln wie Betriebsführungskon-
zepte, die einer alternden Belegschaft Rechnung tragen. Ins-
besondere von den Fachorganisationen sind branchenbe-
zogene Konzepte zu erarbeiten, um einen möglichst lan-
gen Verbleib der Beschäftigten im Arbeitsleben sicherzustel-
len. Ziel des gemeinsamen Symposiums des Bayerischen
Handwerkstages mit dem ifo Institut war es, schon heute im
Dialog von Handwerk, Wissenschaft und Politik Strategien
und Lösungsansätze zu entwickeln, damit das Handwerk
seine wichtige Funktion für Wirtschaft und Gesellschaft auch
in Zukunft erfüllen kann. Denn es gilt der Satz von Erasmus
von Rotterdam: »Derjenige, der sich auf einen Weg ordent-
lich vorbereitet hat, hat schon einen guten Teil des verschlun-
genen Pfades hinter sich gebracht.« Das Handwerk wird die
demographische Herausforderung entschlossen und gut




Deutschland altert und schrumpft. Ge-
genwärtig leben in Deutschland noch et-
wa 82 Millionen Menschen, in 50 Jahren
werden es noch zwischen 65 und 70 Mil-
lionen Personen sein. Die Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter schrumpft von der-
zeit ungefähr 50 Millionen Personen in der
Altersgruppe zwischen 20 und 65 Jah-
ren auf nur noch zwischen 33 und 36 Mil-
lionen Personen; das Potential an Er-
werbspersonen sinkt damit um mehr als
10 Millionen (Statistisches Bundesamt,
2009, Variante 1-W1 und 1-W2). Schon
heute zeichnet sich ein Problem bei dem
Ersatz der geburtenstarken Jahrgänge
aus dem Arbeitsmarkt noch in diesem
Jahrzehnt ab: Bezogen auf die heutige
Wohnbevölkerung Deutschlands stehen
nur knapp 7,7 Millionen Personen aus der
Kohorte der heute 5- bis 14-Jährigen den
rund 12,6 Millionen Personen aus der Ko-
horte der 45- bis 54-Jährigen als poten-
tielle Ersatzkräfte gegenüber. 
Diese wenigen Eckdaten verdeutlichen,
dass der Entwicklung eines ausreichen-
den und gut qualifizierten Arbeitskräfte-
angebots in der hochindustrialisierten
deutschen Volkswirtschaft eine große Be-
deutung zukommt. Für die Innovations-
kraft Deutschlands spielt vor allem die Ver-
sorgung mit MINT-Fachkräften eine gro-
ße Rolle. In den kommenden Jahren wer-
den viele der zum heutigen Zeitpunkt noch
erwerbstätigen MINT (Mathematik, Infor-
matik, Naturwissenschaften, Technik)-
Akademiker altersbedingt aus dem Er-
werbsleben ausscheiden (vgl. Erdmann
und Koppel 2010). Über diesen demogra-
phiebedingten Ersatzbedarf hinaus wird
ein Zusatzbedarf an Hochqualifizierten
wirksam, der unter anderem durch lang-
fristiges volkswirtschaftliches Wachstum
sowie den Strukturwandel hin zu einer
wissensintensiven Wirtschaft ausgelöst
wird (vgl. Bonin et al. 2007). 
Das exportorientierte industriebasierte
»Geschäftsmodell Deutschland«, in dem
namentlich MINT-Akademiker eine zent-
rale Beschäftigtengruppe bilden, steht vor
der Herausforderung, durch die Ausbil-
dung einer ausreichenden Anzahl von
qualifizierten Absolventen die Fachkräfte-
basis auch in der Zukunft zu sichern. Es
erscheint daher nicht unangemessen, der
Fachkräftesicherungspolitik den Rang ei-
ner ressort- und akteursübergreifenden
Querschnittsaufgabe zuzuweisen. Diese
Bedeutsamkeit kontrastiert allerdings mit
der Beobachtung, dass eine demogra-
phieorientierte Querschnittspolitik zur Si-
cherung des Fachkräftenachwuchses in
Deutschland bisher noch nicht erkennbar
ist. Deshalb will der vorliegende Beitrag
einen Systematisierungsversuch unter-
nehmen, welche Parameter für die Siche-
rung eines nach Quantität wie Qualität
ausreichenden Arbeitskräfteangebots be-
deutsam sind. 
Analog zur Entstehungsseite der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen kann
das Sozialprodukt über die Zahl der Er-
werbspersonen (»Köpfe«), die von ihnen
geleistete Arbeitszeit (»Zeit«) sowie die
stunden- oder kopfbezogene Arbeitspro-
duktivität (»Produktivität«) erwirtschaftet
werden. Will eine Volkswirtschaft den de-
mographisch vorgegebenen Folgen einer
schrumpfenden Erwerbsbevölkerung mit
ihren möglicherweise nachteiligen Folgen
für die Sozialproduktsentstehung begeg-
nen, kann sie dabei grundsätzlich versu-
chen, die Zahl der Erwerbspersonen, das
von ihnen geleistete Arbeitsvolumen oder
die Arbeitsproduktivität zu erhöhen. Ent-
lang der drei Sozialproduktssäulen Ar-
beitskräfte, Arbeitszeit und Arbeitsproduk-
tivität lassen sich einzelne Handlungsfel-
der für wirtschafts-, arbeitsmarkt- und bil-
dungspolitische sowie betriebliche Maß-
nahmen systematisieren, deren Ziel die
Sicherung einer ausreichenden Fachkräf-
tebasis für die deutsche Volkswirtschaft
ist (vgl. Übersicht). 
Erhöhung der Zahl der 
Erwerbspersonen
Maßnahmen zur Erhöhung der Zahl der Er-
werbspersonen können sich auf die Hand-
lungsfelder »Geburtenrate erhöhen« , »Net-
Fachkräftesicherung als Querschnittspolitik
Demographie und Arbeitsmarkt: 
Dr. Hans-Peter Klös*
* Leiter Bildungspolitik und Arbeitsmarktpolitik, Insti-
tut der deutschen Wirtschaft Köln (IW).Symposium
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tozuwanderung erhöhen« und »Arbeitsmarktzugang hier le-
bender Migranten verbessern« erstrecken. Für die Entwick-
lung des langfristigen Fachkräfteangebots spielt die Gebur-
tenrate in einer Volkswirtschaft eine wichtige Rolle. Deutsch-
land weist mit einer Rate von lediglich 1,36 Kindern je Frau
eine der niedrigsten Geburtenraten weltweit auf. Ein ganzes
Bündel familienpolitischer Maßnahmen hat es bisher noch
nicht vermocht, die Geburtenrate nachhaltig zu erhöhen. Aus
ökonomischer Sicht spielen vor allem die Opportunitätskos-
ten von Kindern eine Rolle, die durch eine entsprechende In-
frastruktur zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf gesenkt
werden können. Die Betreuungsinfrastruktur und die Flexibi-
lität des Arbeitsmarktes erhöhen die Möglichkeiten, Familie
und Beruf zu vereinbaren, und haben zudem eine positive Wir-
kung auf die Geburtenentwicklung. 
Als zweiter wichtiger Aspekt ist eine Zeitpolitik für Familien
zu nennen. Zeitoptionen spielen eine wichtige Rolle für Fa-
milien. Mit Bezug auf den externen Taktgeber Arbeitszeit ver-
bessern eine flexible Arbeitseinteilung und die Möglichkeit
zur Telearbeit ebenso wie die zuvor genannte Vereinbarkeits-
infrastruktur die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Ein wei-
terer wichtiger Faktor ist das Absolventenalter der formalen
Bildungswege, denn die Gestaltung des Bildungssystems
hat einen wesentlichen Einfluss auf die Rushhourproble-
matik. Eine Entzerrung der Zeitengpässe ist ein Weg, eine
Balance zwischen Bildung, Beruf und Familie zu erreichen.
Des Weiteren spielt die Familienfreundlichkeit in den Unter-
nehmen eine große Rolle. Dieser Prozess ist aber bereits in
vollem Gange, denn nach den Daten des Unternehmens-
monitors Familienfreundlichkeit hat zwischen 2003 und 2009
die Familienfreundlichkeit in den deutschen Unternehmen
deutlich zugenommen (vgl. Seyda und Stettes 2010). 
Ein dritter Ansatzpunkt ist die Kompensation bereits ent-
standener Opportunitätskosten von Kindern. Die Familien-
politik bietet hierfür bereits heute eine ganze Reihe an För-
derinstrumenten an, wie die Mitversicherung in der gesetz-
lichen Gesundheits- und Pflegeversicherung sowie steuer-
liche Förderinstrumente. Ferner werden Familien direkt fi-
nanziell durch Kindergeld oder die kostenlosen Angebote
von Bildungs- und anderen Leistungen unterstützt. Im eu-
ropäischen Vergleich der Familienpolitik weist Deutschland
vor allem beim Ausbau der Vereinbarkeitsinfrastruktur noch
einen Nachholbedarf auf (vgl. Diekmann und Plünnecke
2009). Tendenziell weisen innerhalb Europas diejenigen
Volkswirtschaften eine hohe Geburtenrate auf, die eine stark
ausgebaute Betreuungsinfrastruktur anbieten.
Auch durch eine steigende Zuwanderung von Hochqualifi-
zierten könnte ein größeres Angebot an Humanressourcen
für den Standort Deutschland gewonnen werden. Trotz ers-
ter richtiger Weichenstellungen im Zuwanderungsrecht steht
Deutschland im internationalen Wettbewerb um die besten
Köpfe nicht sehr gut da. Bürokratische Hürden erschweren
die Arbeitsaufnahme ausländischer Fachkräfte. Abgese-
hen von Ausnahmetatbeständen ausgewählter Gruppen wird
die Durchführung einer Vorrangprüfung gefordert. Die Aus-
länderbehörde ist bei der Erteilung einer Aufenthaltserlaubs
an die getroffene Entscheidung der Bundesagentur für Ar-
beit gebunden. Das Verfahren der Vorrangprüfung signali-
siert potentiellen Zuwanderern, dass sie erst dann erwünscht
sind, wenn kein einheimischer oder europäischer Arbeitneh-
mer für den konkreten Arbeitsplatz zu finden ist. Insbeson-
dere in Engpassbereichen des Arbeitsmarktes wie dem Ge-
sundheits- und Pflegesektor oder in den Ingenieure beschäf-
tigenden Branchen entsteht ein gravierender volkswirtschaft-
licher Schaden, wenn sich zuwanderungswillige Bewerber
während des zeitintensiven Verfahrens der Vorrangprüfung
für die Aufnahme einer Beschäftigung in einem anderen Land
entscheiden. 
Eine Möglichkeit, eine qualifikationsorientierte Zuwande-
rung zu fördern, besteht in der Einführung eines Punkte-
systems, das Zuwanderung unbürokratisch und aus Sicht
der Zuwanderungswilligen transparent regelt. Mit diesem
können Engpässe bei gefragten Qualifikationen verringert
und verstärkt die Zuwanderer gewonnen werden, die auf-
grund ihrer persönlichen Qualifikationen gute Vorausset-
zungen für eine rasche Integration in Beschäftigung und
Gesellschaft mitbringen. Länder wie Kanada oder Austra-
lien machen mit Punktesystemen bereits seit vielen Jah-
ren gute Erfahrungen und haben erfolgreich Fachkräfte aus
aller Welt angelockt (vgl. Plünnecke und Koppel 2008). An-
schauungsmaterial liefert aber auch die unter Mitwirkung
der Sozialpartner entwickelte »Rot-Weiß-Rot«-Card, mit
der in Österreich ab Juli 2011 ein neues Zuwanderungs-
regime Platz greifen soll. Mit ihr wird ein auf sechs Säulen
beruhendes Zuwanderungsrecht geschaffen, das neben
einer punktegesteuerten Hochqualifiziertenzuwanderung
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auch eine Zuwanderung in Engpassberufen und von
Schlüsselkräften umfasst. 
Aber auch bereits unterhalb der Schwelle einer punktege-
steuerten Zuwanderung könnten in Deutschland drei Maß-
nahmen in Angriff genommen werden, die die Attraktivität
Deutschlands als Zuwanderungsland verbessern: Der ers-
te Schritt bestünde in der Abschaffung der bürokratischen
Einzelfall-Vorrangprüfung, insbesondere für MINT-Fachkräf-
te und andere Engpassberufe. Hierzu sollte eine Engpass-
indikatorik und darüber hinaus die Einführung einer Be-
schränkung der maximalen Prüfungsdauer auf drei Wochen
erwogen werden. Der zweite Schritt ist die Absenkung der
Einkommensgrenze für die Niederlassungserlaubnis Hoch-
qualifizierter von derzeit 66 000 Euro. Drittens schließlich
sollte eine dauerhafte Aufenthaltsperspektive für ausländi-
sche Absolventen deutscher Hochschulen geschaffen wer-
den, die einer Beschäftigung nachgehen (bisher zunächst
nur drei Jahre Aufenthaltserlaubnis).
Eine vergleichweise rasch wirksame Maßnahme zur Erhö-
hung der Zahl der Erwerbspersonen ist die Verbesserung
des Arbeitsmarktzugangs der bereits im Land lebenden Men-
schen mit Migrationshintergrund. Die bisher durchgängig
ungünstigeren Eckdaten hinsichtlich der Qualifikation der
Migrantenbevölkerung spiegeln sich in zentralen Arbeits-
marktkennziffern wider. Ein wesentlicher Grund für die hö-
here Arbeitslosenquote von Personen mit Migrationshinter-
grund liegt in vorhandenen Sprachdefiziten. Bei gegebenem
Alter, Geschlecht und Qualifikationsniveau steigt das Arbeits-
losigkeitsrisiko gegenüber anderen Migranten um 60% an,
wenn im Haushalt nicht Deutsch gesprochen wird. Integra-
tionskurse des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
sind daher für den späteren Arbeitsmarkterfolg sehr hilfreich.
Für die Bildungsrenditen von Hochqualifizierten ist darüber
hinaus bedeutsam, wo deren Hochschulabschluss erwor-
ben wurde. Ein Akademiker ohne Migrationshintergrund
weist gegenüber einem unqualifizierten Nicht-Migranten
ebenso eine beträchtliche Lohnprämie auf wie ein Zuwan-
derer, der alle Bildungsabschlüsse in Deutschland erworben
hat, gegenüber einem geringqualifizierten Migranten (vgl.
Anger et al. 2010).
Der Zugang zum Arbeitsmarkt wird für Migranten mit ei-
gener Migrationserfahrung auch dadurch erschwert, dass
im Ausland erworbene Abschlüsse nicht durchgängig an-
erkannt werden. Im Jahr 2008 erwarb fast die Hälfte der
in Deutschland lebenden Migranten ihren beruflichen Ab-
schluss im Ausland: 47% der über 6 Millionen Abschlüs-
se haben die Zuwanderer vor ihrer Einreise nach Deutsch-
land erworben (vgl. Anger et al. 2010). Durch eine Aner-
kennung im Ausland erworbener Abschlüsse kann das Mat-
ching deutlich verbessert werden, so dass besonders in
den MINT-Fächern zusätzliche Potentiale für den deutschen
Arbeitsmarkt gewonnen werden können. Erste Schätzun-
gen gehen davon aus, dass etwa 300 000 Migranten kurz-
fristig einen Antrag auf Anerkennung stellen könnten. Der
soeben im Kabinett beschlossene Gesetzentwurf zur Ver-
besserung der im Ausland erworbenen Berufsqualifikatio-
nen schafft voraussichtlich deutlich verbesserte Voraus-
setzungen für eine realistische Bewertungspraxis auslän-
discher Berufsqualifikationen. Besonders wichtige Aspek-
te des vorliegenden Gesetzentwurfs sind zum einen die
Ausweitung des Rechtsanspruchs auf ein Verfahren zur
Feststellung der Gleichwertigkeit auf alle Personengrup-
pen unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit und ihrem
Migrationsstatus und zum anderen die Berücksichtigung
der (nachgewiesenen) Berufserfahrung bei der Bewertung
von Berufsqualifikationen.
Erhöhung der Arbeitszeit
Der Hebel der Arbeitszeit auf das Arbeitsangebot ist enorm.
Zur Erhöhung des Arbeitsvolumens kann man an den
Handlungsfeldern »Jahresarbeitszeit erhöhen«, »Lebens-
arbeitszeit erhöhen« und »Beschäftigungsquoten erhöhen«
ansetzen. Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit in
Deutschland ist zwar am aktuellen Rand wieder gestiegen,
im Trend aber gesunken und liegt deutlich unterhalb des
OECD-Durchschnitts. Im Jahr 2009 betrug die durch-
schnittliche jährliche Arbeitszeit der erwerbstätigen Perso-
nen in Deutschland nur 1 390 Stunden; in der OECD liegt
sie damit nur in den Niederlanden mit 1 378 Stunden knapp
niedriger. In 23 von 30 Staaten beträgt die durchschnittli-
che Arbeitszeit hingegen mehr als 1 600 Stunden. Ein
Grund für die geringe durchschnittliche Arbeitszeit ist der
relativ hohe Anteil an Erwerbstätigen, der teilzeitbeschäf-
tigt ist. Eine Teilzeittätigkeit kommt oft den Wünschen der
Beschäftigten nach flexibler Arbeitszeitverteilung und der
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben entgegen. Insge-
samt ist die Teilzeitquote der Arbeitnehmer in Deutsch-
land in den letzten Jahren deutlich gestiegen. 
Eine im Zuge des demographischen Wandels schrumpfen-
de Gesellschaft braucht aber ein größeres Arbeitszeitvolu-
men je Beschäftigten. Durch eine Erhöhung der Arbeitszeit
von bisherigen Teilzeitkräften kann das Arbeitsvolumen deut-
lich erhöht werden. Da der größte Teil der Teilzeitbeschäf-
tigten weiblich ist, gilt es vor allem, mehr Frauen die Auf-
nahme einer vollzeitnahen Beschäftigung zu ermöglichen.
Auch aus dieser Perspektive kommt dem qualitativen und
quantitativen Ausbau der ganztägigen Kinderbetreuung ei-
ne herausgehobene Bedeutung zu. Durch den Ausbau der
frühkindlichen Förderinfrastruktur und von Ganztagsschu-
len können bereits kurzfristig Wünsche nach höheren Ar-
beitszeiten in Familien realisiert werden, darüber hinaus kön-
nen Familien ihre Beschäftigungsquoten erhöhen. Die Er-
werbsunterbrechungen der Eltern sinken, so dass mehr Er-
fahrungswissen akkumuliert werden kann. Dies hat auchSymposium
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Auswirkungen auf die Verdienststruktur namentlich von Frau-
en, denn nach einer kürzeren Erwerbsunterbrechung wäh-
len diese weniger häufig eine Teilzeitbeschäftigung oder sind
geringfügig beschäftigt. Dadurch steigen auch der Stunden-
lohn und die angebotene durchschnittliche Arbeitszeit die-
ser Frauen an. Ferner dürften durch das bessere Betreu-
ungsangebot die Einkommensverluste durch die Betreuung
von Kindern für die Frauen sinken. Dies wiederum erhöht die
Anreize, in die eigene Qualifikation zu investieren. 
Grundlegende Voraussetzung für die Verlängerung der Le-
bensarbeitszeiten ist eine Fortsetzung des eingeschlage-
nen Reformkurses und das konsequente Festhalten an der
»Rente mit 67«. In den letzten zehn Jahren ist die Erwerbs-
tätigkeit der Älteren bereits stark gestiegen, so dass
Deutschland im internationalen Vergleich der Erwerbstätig-
keit Älterer bereits deutlich über dem europäischen Durch-
schnitt liegt. Um die noch höheren Erwerbstätigenquoten
unter den älteren Personen etwa in Island, Schweden, Nor-
wegen und die Schweiz zu erreichen, bedarf es aber des
konsequenten Abbaus von weiterhin bestehenden Anrei-
zen zur Frühverrentung. Vor allem die 2008 in Kraft getre-
tene Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengel-
des für Ältere auf bis zu 24 Monate ist kontraproduktiv. Wel-
chen großen Hebel die Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit durch die Erhöhung des durchschnittlichen Rentenzu-
gangsalters um zwei Jahre hat, kann überschlägig auf der
Basis der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung und der altersspezifischen Erwerbstätigenquoten be-
rechnet werden: Eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit
um effektiv zwei Jahre würde danach bis zum Jahr 2030
die Zahl der Erwerbstätigen gegenüber dem Basisszena-
rio mit heutigen Erwerbstätigenquoten um knapp 1,6 Mil-
lionen Personen steigen lassen.
Der dritte wesentliche Parameter zur Erhöhung der Arbeits-
zeiten ist die weitere Steigerung der Erwerbstätigenquoten.
Ein bildungspolitisch zentraler Ansatz ist, dass der Arbeits-
markteintritt vorgezogen wird und sich dadurch die Beschäf-
tigungsquoten von jungen Menschen erhöhen. Durch das
Vorziehen des Abiturs (G8) und die Einführung von Bachelor-
studiengängen wird das Alter der Erstabsolventen von Hoch-
schulen deutlich abnehmen. Ferner nimmt aufgrund der
zusätzlichen Anstrengungen in der frühkindlichen Förderung
der Anteil der Personen im Übergangssystem ab, so dass
Jugendliche schneller in die Berufsausbildung einmünden
können. Auch dadurch steigt die Beschäftigungsquote der
unter 35-Jährigen deutlich an. Durch den effizienteren Um-
gang mit Bildungszeiten könnten im Jahr 2020 durchschnitt-
lich etwa rund 500 000 junge Menschen zusätzlich dem
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen.
Ein weiteres wichtiges zusätzliches Erwerbspersonenpoten-
tial an Erwerbspersonen stellen Frauen dar, obwohl zwischen
den Jahren 2000 und 2009 die Erwerbstätigenquote von
Frauen im Alter zwischen 15 und 64 in Deutschland von 
58,1 auf 66,2% spürbar gestiegen ist. Damit liegt die deut-
sche Frauenerwerbstätigenquote inzwischen deutlich über
dem europäischen Durchschnitt. Um diese noch weiter zu
erhöhen, sind Fehlanreize zu vermeiden, die Eltern und vor
allem Frauen davon abhalten, zeitnah nach der Geburt ei-
nes Kindes wieder an den Arbeitsplatz zurückkehren zu kön-
nen und zu wollen. Die im europäischen Vergleich vorfind-
bare starke Korrelation zwischen der Infrastruktur zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf und der Frauenerwerbstä-
tigkeit (vgl. Diekmann und Plünnecke 2009) legt den Schluss
nahe, dass der Ausbau der Betreuungsinfrastruktur für Kin-
der im Alter bis drei Jahren sowie der Ausbau von Ganz-
tagsschulen auch für die Erhöhung der Beschäftigungsquo-
ten Bedeutung hat. Neben der Betreuungsinfrastruktur
schafft auch das Elterngeld grundsätzlich Anreize, schnell in
den Beruf zurückzukehren. Die Verlängerungsoption des El-
terngeldes auf bis zu 24 Monate sollte aus diesem Grund
rückgängig gemacht werden. Darüber hinaus werden der-
zeit nach wie vor Anreize zur Reduzierung der Erwerbstä-
tigkeit gesetzt – etwa durch steuerliche Regelungen, die Hin-
terbliebenenversorgung im Rentensystem oder auch die bei-
tragsfreie Mitversicherung von Ehegatten in der gesetzlichen
Kranken- und Pflegeversicherung.
Steigerung der Produktivität
Neben der Erhöhung der Anzahl an Arbeitskräften und der
Ausdehnung der zur Verfügung stehenden Arbeitszeit ist die
Verbesserung der Produktivität der dritte Wachstumstreiber.
Er kann in die Handlungsfelder »Bildungsarmut vermindern,
Höherqualifizierung erleichtern«, »Arbeitsorganisation ver-
bessern« und »Innovationskraft steigern« unterschieden wer-
den. Hinsichtlich der Verminderung der Bildungsarmut ist
vor allem an dem in Deutschland immer noch relativ engen
Zusammenhang zwischen dem sozioökonomischen Hinter-
grund der Kinder und deren Bildungserfolg anzusetzen. Kin-
der, deren Eltern einen hohen Bildungsstand aufweisen oder
in deren Haushalten die deutsche Sprache gesprochen wird,
weisen deutlich höhere Kompetenzen auf als Kinder, auf wel-
che die genannten Merkmale nicht zutreffen. 
Um den Zugang zu Bildung auch für Kinder und Jugendli-
che aus bildungsfernen Schichten zu verbessern, sollte die
Teilnahme an frühkindlicher Bildung weiter gestärkt wer-
den, um die Auswirkungen des Bildungshintergrundes der
Eltern zu vermindern und die Freude am Unterricht zu stei-
gern. Konkrete Maßnahmen dafür sind der Ausbau der früh-
kindlichen Bildung, das stärkere Angebot an Ganztagsschu-
len, die Einführung von mehr Schulautonomie sowie eine
verbesserte Fortbildung und zielorientierte Vergütung für Leh-
rer. Die Betreuungsinfrastruktur für Kinder im Alter zwischen
drei und sechs Jahren ist in Deutschland inzwischen sehr
gut ausgebaut. Großer Bedarf besteht hingegen noch beiSymposium
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der Betreuung der Kinder im Alter von unter drei Jahren,
auch wenn in den vergangenen Jahren ebenso wie bei der
Betreuungsinfrastruktur durch Ganztagsschulen deutliche
Fortschritte erzielt worden sind. 
Produktivitätseffekte ergeben sich langfristig vor allem durch
die Höherqualifizierung von Kindern und Jugendlichendurch
eine bessere frühkindliche Förderinfrastruktur. So zeigen
Cunha und Heckman (2007), dass die frühkindliche Bildung
gerade für Kinder aus benachteiligten Haushalten erhebli-
che positive Effekte hat. Durch frühkindliche Bildungsmaß-
nahmen steigt der Anteil der Kinder aus diesen Haushal-
ten, die später einen höheren Sekundarabschluss erreichen.
Die gleichen Bildungseffekte sind in späteren Phasen der Er-
werbsbiographie nur mit deutlich höheren Kosten zu errei-
chen. Die fiskalische Bildungsrendite nimmt somit von frü-
hen Bildungsphasen zu späten Bildungsphasen ab (vgl.
Wößmann 2008). Die fiskalische Bildungsrendite entsteht
allerdings erst langfristig, wenn die besser qualifizierten Kin-
der als Erwachsene in den Arbeitsmarkt eintreten, dort mit
einer geringeren Wahrscheinlichkeit auf der Schwelle zwi-
schen schulischer und beruflicher Ausbildung nachqualifi-
ziert werden müssen und später mit einer höheren Produk-
tivität zu mehr Wertschöpfung beitragen können. 
Weitere Effekte auf die Produktivität ergeben sich durch Wei-
terbildung und Bildung in der zweiten Lebenshälfte. Die An-
reize zur Weiterbildung ändern sich für ältere Arbeitnehmer
durch die Verlängerung der Lebensarbeitszeit im Zuge der
Rente mit 67. Durch die Verlängerung der Lebensarbeitszeit
nehmen auch die Bildungsrenditen von Aufstiegsqualifizie-
rungen im Erwachsenenalter zu. Weitere positive Effekte auf
die Produktivität ergeben sich durch eine bessere Durch-
lässigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung.
Die Quote der Studienabsolventen kann erhöht werden,
wenn Personen mit einer beruflichen Ausbildung, die nicht
über eine Fachhochschulreife oder Abitur verfügen, der Weg
an die Hochschulen erleichtert wird. In Deutschland verfügt
ein hoher Anteil beruflich Qualifizierter über so hohe Kom-
petenzen, dass er im internationalen Vergleich zu den Hoch-
qualifizierten gezählt werden würde. Dies ist ein Indiz dafür,
dass ein gut ausgebautes berufliches Bildungssystem in der
Lage ist, in großem Umfang junge Menschen zu höheren
Kompetenzwerten zu führen. 
Die Angebotsverknappung auf dem Arbeitsmarkt übt fer-
ner einen erheblichen Druck auf die betriebliche Arbeitsor-
ganisation und Personalpolitik aus, im Miteinander mit ih-
ren Beschäftigten demographiefest zu werden. Die Unter-
nehmen können durch geeignete personalpolitische und ar-
beitsorganisatorische Maßnahmen das Innovationspotenti-
al alternder Belegschaften sichern und die Chancen nutzen,
die mit einer alternden Belegschaft verbunden sein kön-
nen. Zum Beispiel finden sich altersgemischte Teams mitt-
lerweile in mehr als der Hälfte der Unternehmen der Indus-
trie und deren Verbundbranchen (vgl. Stettes 2009). In Be-
trieben mit altersgemischte Arbeitsteams ist nicht nur die
Produktivität älterer Beschäftigter höher, sondern auch jün-
gere Beschäftigte haben eine höhere relative Produktivität.
Es gibt also offenbar starke positive Ausgleichseffekte zwi-
schen Altersgruppen, die durch altersgemischte Teams ak-
tiviert werden (vgl. Göbel und Zwick 2010). Vielfach haben
sich zudem bereits ganzheitliche personalpolitische Kon-
zepte etabliert, die den Bedürfnissen der Mitarbeiter in un-
terschiedlichen Lebensphasen gerecht werden können, die
Motivation und Leistungsbereitschaft der Beschäftigten stär-
ken helfen und mit denen das Kreativitäts- und Innova-
tionspotential der Belegschaft ausgeschöpft werden kann
(z.B. durch eine lebenzyklus- bzw. lebensereignisorientier-
te Personalpolitik). 
Die weitere Forcierung von Innovationen schließlich hängt
von verschiedenen Einflussfaktoren ab, so vor allem vom
Faktor Bildung, Forschung und Entwicklung sowie den ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen. Aber auch die Fähig-
keit der Unternehmen, Innovationen umzusetzen, spielt in
Bezug auf die Innovationskraft eine entscheidende Rolle. Ein
wesentlicher Einflussfaktor für die Innovationskraft ist das
zur Verfügung stehende Humankapital. Ideen werden durch
Menschen entwickelt, deren Qualifikationen entscheidend
für den Innovationsprozess sind. Die Ausreifung ihrer inno-
vativen Ideen erfolgt im Rahmen der Forschungs- und Ent-
wicklungstätigkeit, deren Ausgestaltung somit ebenfalls ei-
nen Einfluss auf die Innovationskraft ausübt. Auch Staat und
Gesellschaft tragen ihren Teil zur Innovationskraft eines Lan-
des durch geeignete Rahmenbedingungen bei. So belegen
beispielsweise Ausgaben für Bildung und FuE eine hohe po-
litische Priorität für das Thema Innovationen, während die
Akzeptanz von Neuerungen im Allgemeinen den gesellschaft-
lichen Einfluss markiert. 
Mit Bezug zur Fachkräftesicherungspolitik ist es von be-
sonderer Bedeutung, das Angebot an MINT-Fachkräften am
deutschen Arbeitsmarkt zu erhöhen. Der mittelfristig deut-
lich zunehmende Bedarf an hochqualifizierten MINT-Fach-
kräften wird nur dann zu decken sein, wenn das Angebot
an Hochschulabsolventen technischer Studiengänge erhöht
werden kann. Als Maßnahme zur Stärkung der FuE-Inves-
titionen bietet sich darüber hinaus gerade für Deutschland
die Einführung spezifischer steuerlicher FuE-Anreize an. Die-
se werden bereits in vielen OECD-Ländern angeboten. Ein
Vorteil der steuerlichen FuE-Förderung liegt in der effekti-
ven Stimulierung der heimischen Unternehmen, ihre FuE-
Anstrengungen zu intensivieren (vgl. Spengel 2009). Bisher
aber ist die politische Willensbildung trotz der Absichtser-
klärung im Koalitionsvertrag noch nicht zur Entscheidungs-
reife gediehen. 
Eine weitere Möglichkeit zur Stärkung der Innovationskraft
zielt auf steigende Gründungsraten und eine VerbreiterungSymposium
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der Venture-Capital-Basis. Durch die Alterung der Gesell-
schaft kann es zu einem Rückgang der Gründungsintensi-
tät kommen. Eine wichtige Rolle spielt diesbezüglich die
Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapitalbe-
teiligungen zur Verminderung der Finanzierungslücke von
innovativen Unternehmen, vor allem in der Seed-Phase ei-
ner Unternehmensgründung. Ferner sollte unter Innovati-
onsgesichtspunkten der Frage nach der Beleihbarkeit geis-
tigen Eigentums ebenso mehr Augenmerk geschenkt wer-
den wie einem effektiven Schutz intellektueller Eigentums-
rechte. Es sollten daher insbesondere im Patentbereich An-
strengungen unternommen werden, einen einheitlichen Bin-
nenmarkt auch für Patente zu schaffen und den Nachteil
bei den sogenannten Triadepatenten gegenüber den USA
und Japan zu vermindern. Deshalb ist die Schaffung eines
EU-Gemeinschaftspatents für die patentstarke deutsche
Volkswirtschaft eine gute Gelegenheit, die Reichweite des
Patentschutzes international weiter auszudehnen und da-
mit ihre Wettbewerbsposition zu verbessern (vgl. Klös und
Kroker 2009).
Ausblick 
Der Herausforderung des sich in den kommenden Jahren
verschärfenden Fachkräfteproblems sollte unbedingt durch
eine abgestimmte, querschnittsorientierte Fachkräftesiche-
rungspolitik begegnet werden. Diese muss sich an verschie-
dene Akteure richten und benötigt eine politisch übergrei-
fende Koordinierung. Die Gemeinden sind gemeinsam mit
Bund und Ländern vor allem als Kofinanziers für den Aus-
bau der Kindertagesstätten und der Ganztagsschulen ver-
antwortlich. Der Bund sollte das Aufenthaltsrecht für Hoch-
schulabsolventen und die Zuwanderungsregeln reformieren,
die Rente mit 67 konsequent umsetzen, die Infrastruktur zur
Anerkennung ausländischer Abschlüsse schaffen und An-
reize zur Weiterbildung verbessern. Die Länder sind vor al-
lem für die Verkürzung der Bildungszeiten, die Öffnung der
Hochschulen für beruflich Qualifizierte sowie die Schaffung
und den Erhalt von Hochschulkapazitäten insbesondere in
MINT-Fächern zuständig. Die Sozialpartner können die Maß-
nahmen begleiten und ergänzen, so bei der Rente mit 67,
bei der Anerkennung ausländischer Abschlüsse, bei der Stär-
kung der Weiterbildung, der Umsetzung von Gesundheits-
maßnahmen und der Stärkung von MINT-Fächern. Die Un-
ternehmen wiederum sind aufgefordert, die Rente mit 67
durch Weiterbildungs- und Gesundheitsmaßnahmen zu be-
gleiten und sich weiterhin für MINT-Fächer in verschiede-
nen Initiativen der Wirtschaft zu engagieren.
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Wir stehen heute am Ende einer rund
35Jahre währenden Phase anhaltend ho-
her Arbeitslosigkeit in Deutschland; in ei-
ner stetig wachsenden Zahl bayerischer
Regionen wird der Zustand der Vollbe-
schäftigung erreicht. Das ist eine gute
Nachricht. Dahinter stehen nicht nur de-
mographische Veränderungen – die in an-
deren Gegenden Deutschlands bereits
wesentlich weiter vorangeschritten sind.
Vielmehr ist unsere vorbildliche Arbeits-
marktbilanz in Bayern primär das Ver-
dienst all jener Unternehmerinnen und Un-
ternehmer, die gemeinsam mit ihren leis-
tungsstarken Belegschaften für die klar
überdurchschnittliche Dynamik der baye-
rischen Wirtschaft stehen. Hier würde ich
mir in der öffentlichen Wahrnehmung die
deutliche Würdigung eines ausgespro-
chen erfolgreichen Unternehmertums
wünschen, gerade auch mit Blick auf die
Leistungen der eigentümergeführten Be-
triebe bei Mittelstand und Handwerk. Das
soziale Schreckgespenst einer oft als
»Massenarbeitslosigkeit« apostrophierten
Arbeitsmarktlage verschwindet immer
mehr von unserer Landkarte; die Erfolgs-
geschichte unserer Sozialen Marktwirt-
schaft hat ihren Gravitationspunkt hier bei
uns in Bayern.
Deshalb bin ich sehr zuversichtlich, dass
wir auch die vor uns liegenden Herausfor-
derungen unseres Beschäftigungssys-
tems meistern werden. Möglicherweise
müssen wir nach 35 Jahren erst wieder
lernen, mit einem Arbeitsmarktregime um-
zugehen, das von einer Tendenz zur An-
gebotsknappheit geprägt ist. Dabei ist die
Komplexität des Arbeitsmarktes heute un-
gleich höher als zu Beginn der 70er-Jah-
re: Die branchenbezogene fachliche Aus-
differenzierung hat mit dem voranschrei-
tenden technologischen Fortschritt eben-
so zugenommen wie die vertikale Diffe-
renzierung von beruflicher Qualifikation.
Einzelne fehlende Fachkräfte in Schlüs-
selpositionen – beispielsweise bei For-
schung und Entwicklung – können die
Wettbewerbsfähigkeit eines gesamten
Unternehmens in Frage stellen. Schlie-
ßungen von Handwerksbetrieben in der
ländlichen Region aufgrund von Nachfol-
gerproblemen haben möglicherweise ne-
gative Auswirkungen für die Qualität des
jeweiligen regionalen Wirtschaftsstand-
orts, weil diese Betriebe wichtige Versor-
gungs- bzw. Zuliefererfunktionen haben
können. Gleichzeitig besteht zunehmend
eine Parallelität von Überschuss und Man-
gel: Beispielsweise hatte selbst im »Kri-
senjahr 2009« das SHK-Handwerk (Sani-
tär-, Heizungs- und Klimatechnik) auf-
grund großer Nachfrage im Bereich ener-
getischer Maßnahmen eine Sonderkon-
junktur, die mit einem Mangel an Fach-
kräften einher ging. Heute, im Jahr 2011,
werden qualifizierte Handwerker der SHK-
Branche mit »Headhuntern« gesucht.
Klientel von Headhuntern zu sein, war frü-
her ein Privileg von Mitarbeitern des ge-
hobenen Managements, unsere Hand-
werker können hier inzwischen durchaus
mithalten; dies ist jedoch ein zweifelhaf-
tes Kompliment.
Als ein Zwischenfazit möchte ich fest-
halten, dass wir uns davor hüten sollten,
auf der Suche nach einfachen Antworten
den gesamten Arbeitsmarkt über einen
Kamm zu scheren. Die Frage nach »zu
viel« oder »zu wenig« lässt sich nicht für
den Arbeitsmarkt als Ganzes beantwor-
ten, weil wir es mit vielfältigen, oftmals
voneinander unabhängigen Teilarbeits-
märkten zu tun haben. »Komplexitätsre-
duktion« führt zwar zu bequemen – und
damit manchmal beliebten – Antworten,
löst in der Praxis aber keine komplexen
Probleme. Es reicht nicht aus, mit dem
Finger auf die verbleibenden Arbeitslosen
zu zeigen. Im Umgang mit dem wachsen-
den Fachkräftebedarf müssen wir kurz-
und langfristig wirksame Ansätze eben-
so entwickeln – bzw. zugänglich machen
– wie Strategien, die auf Absolventen der
unterschiedlichen Schulzweige abstellen.
Qualifizierte Abiturienten sind ebenso ge-
fragt wie leistungsmotivierte Haupt- und
Mittelschüler. Darüber hinaus werden 
sich die Begriffe »Fachkräftebedarf« und
»Langzeitarbeitslosigkeit« noch auf ab-
sehbare Zukunft die Schlagzeilen dersel-
ben Ausgaben von Tageszeitungen und
Wochenmagazinen teilen müssen, weil
sich beides gleichzeitig auf unterschied-
lichen Arbeitsmärkten abspielt. Gleich-
wohl werden wir zukünftig sicherlich bes-
für unsere Soziale Marktwirtschaft
Wachsender Fachkräftebedarf als eine neue Aufgabe
Martin Zeil, MdL*
* Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technologie.Symposium
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sere Möglichkeiten haben, »Sozialhilfekarrieren« im Vorhin-
ein zu vermeiden.
Diese Gesamtsituation rückt auch die Selbstverantwortung
des Individuums wieder stärker in den Vordergrund: In ei-
ner Zeit der Parallelität von Überfluss und Mangel auf den
unterschiedlichen Teilarbeitsmärkten ist niemand von Haus
aus chancenlos. Wir sollten allerdings die Schülerinnen und
Schüler helfend begleiten und es zulassen, dass in unse-
ren Schulen zukünftig das Thema »Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktkompetenz« eine größere Rolle spielt. Aber auch
außerhalb der Schulen sollten wir mit Information und Auf-
klärung hilfreich an der Seite einer jungen Generation ste-
hen, die gefordert ist, ihre neu gewonnene Freiheit und ih-
re hervorragenden Perspektiven zu ihrem eigenen Wohl
und damit zum Wohl des Gemeinwesens konstruktiv zu
nutzen. Hierauf aufbauend, haben wir dann in unserer So-
zialen Marktwirtschaft auch die notwendigen Ressourcen,
um nachhaltig an der Seite der wirklich Bedürftigen stehen
zu können.
Wir brauchen ein integrales Gesamtkonzept zum langfris-
tigen Erhalt der personalen Wachstumskräfte in unserem
Land. Zwar müssen wir uns darüber im Klaren sein, dass
der Staat nicht die Verantwortung für grundlegende Ver-
änderungen der Knappheitsrelationen auf einzelnen Märk-
ten übernehmen kann. Hier sind die Marktteilnehmer ge-
fordert, die Situation sorgfältig zu analysieren und die nöti-
gen ökonomischen Schlussfolgerungen – rechtzeitig – zu
ziehen. Der Staat kann aber im Schulterschluss mit den Or-
ganisationen der Wirtschaft Rahmenbedingungen schaf-
fen, die es den Unternehmen erleichtern, auf eine für sie
schwieriger werdende Arbeitsmarktlage adäquat zu reagie-
ren. Neben Maßnahmen die konkret am Beschäftigungs-
system ansetzen, sind hier auch allgemein unternehmens-
freundliche Rahmenbedingungen gefordert, unter denen
die Unternehmen ihre Investitionsfähigkeit und ihre organi-
satorische Leistungskraft optimal zur Entfaltung bringen
können. Deshalb müssen wir gerade die »guten Jahre« nut-
zen, um die Steuer- und Abgabenbelastung zurückzufüh-
ren, um Bürokratie und Überregulierung abzubauen und um
mit unserem gesamten Repertoire der Mittelstandsfinanzie-
rung entschlossen an der Seite von Mittelstand und Hand-
werk zu stehen. 
Ich engagiere mich für die Umsetzung einer Sechs-Säu-
len-Strategie zur verbesserten Bewältigung des Fachkräf-
tebedarfs. Wir müssen auch in der Politik »unternehme-
risch Denken«; wir müssen alle Optionen vorbehaltlos und
ideologiefrei auf ihre Zweckmäßigkeit hin prüfen und bei
positivem Ergebnis im Rahmen unserer fiskalischen Mög-
lichkeiten umsetzen. Dabei ist ein partnerschaftliches Zu-
sammenwirken aller Akteure des Beschäftigungssystems
gefordert. Folgende Aktionsfelder müssen wir in Angriff
nehmen:
1. Unsere erste Pflicht muss es sein, Arbeitslose aus
Deutschland in den Erwerbsprozess zu integrieren. Dies
sind wir zum einen den Betroffenen schuldig. Zum an-
deren müssen wir an den Abbau von Sozialkosten den-
ken und an die Rückführung der Beitragsbelastung durch
das System der sozialen Sicherung. Unsere Soziale
Marktwirtschaft steht nicht primär für Sozialtransfer, son-
dern es geht um »Wohlstand für alle« auf der Grundlage
des eigenen Leistungsvermögens. Dabei lege ich gro-
ßen Wert auf die Feststellung, dass Unabhängigkeit von
Sozialtransfers nicht zuletzt auch etwas mit unseren Vor-
stellungen von Menschenwürde und individueller Freiheit
zu tun hat. 
Natürlich müssen wir realistisch sehen, dass der Rück-
griff auf das Potential an Arbeitslosen nur begrenzt ge-
eignet ist, einen Fachkräftebedarf zu decken, der sehr
stark auch in Bereichen spezieller und hochentwickelter
Qualifikationen in Erscheinung tritt. Zudem müssen wir
auch akzeptieren, dass die Unternehmen oft gefordert
sind, ihren Fachkräftebedarf sehr kurzfristig zu decken.
Hier kann man nicht immer darauf warten, dass Arbeits-
lose etwaige qualifikationsbezogene Anpassungsmaß-
nahmen erfolgreich abschließen. Offene Stellen können
die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe und damit auch
die Sicherheit der bestehenden Arbeitsplätze gefährden;
unbesetzte Stellen sind daher sowohl wirtschafts- wie
auch sozialpolitisch kontraproduktiv.
2. Bildung ist wichtiger denn je. Wir müssen unsere hei-
mischen Arbeitskräfte auf möglichst hohem Niveau ein-
setzen, damit »weniger« Arbeitskräfte »mehr« leisten
können. Gleichzeitig darf uns wachsender Fachkräfte-
mangel in immer mehr Berufen nicht dazu verleiten,
die Qualitätsstandards der Berufsausbildung oder bei-
spielsweise der Weiterbildung zum Handwerksmeister
abzusenken.
Seit den Zeiten von Adam Smith ist es eine klassische
Aufgabe des Staates, für die notwendige Infrastruktur zu
sorgen, insbesondere im Bereich des »Unterrichtswe-
sens«. Mit Blick auf die Fachkräftethematik ist hier die
Bildungspolitik in ihrer gesamten Breite angesprochen.
In Bayern kann die Bildungspolitik auf hervorragende Po-
tentiale aufbauen; diese müssen jetzt mit Blick auf eine
veränderte Situation zielführend – das heißt qualitäts-
orientiert – weiterentwickelt werden. Dabei muss unbe-
dingt auch der Übergang von Schule – bzw. Hochschu-
le – und Beruf »nahtlos« passen. 
Das Bayerische Wirtschaftsministerium engagiert sich
daher seinerseits sehr stark bei der beruflichen Bildung,
insbesondere im Bereich des Handwerks. Jeder dritte
Euro, der von den Ländern für die berufliche Bildung
durch die Handwerksorganisationen ausgegeben wird,
kommt vom Freistaat. Für die Zukunft müssen wir ver-
stärkt der Tatsache Rechnung tragen, dass der techni-
sche Fortschritt mit seinen wachsenden Anforderungen
an das Personal in immer mehr Bereichen des Hand-Symposium
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werks Einzug hält. Deshalb brauchen wir eine hochwer-
tige und moderne Ausstattung unserer überbetriebli-
chen beruflichen Bildungsstätten. Leistungsqualität ist
eine Trumpfkarte von Mittelstand und Handwerk, die
national und international sticht; erstklassige Qualität
kann aber nur derjenige liefern, der erstklassig ausge-
bildet ist.
3. In Zukunft können wir es uns nicht mehr leisten, im bis-
herigen Umfang personale Ressourcen ungenutzt zu las-
sen; wir müssen die Erwerbsbeteiligung spezieller Per-
sonengruppen und der Erwerbsbevölkerung insgesamt
erhöhen. Dabei sollten wir es uns nicht so einfach ma-
chen, immer nur auf »Erwerbsquoten« zu schauen. Bei-
spielsweise sollten wir uns mit Blick auf berufliche Inte-
gration von Frauen nicht mit einer Verbesserung der
»Frauenerwerbsquote« zufrieden geben; politische Zie-
le dürfen sich nicht auf das beschränken, was sich be-
quem messen lässt. Nach meiner Auffassung muss es
gleichzeitig auch um eine qualifikationsadäquat hoch-
wertige Beschäftigung gehen. Dasselbe gilt für die Be-
schäftigung älterer Arbeitnehmer und für die berufliche
Integration von Migranten und von Menschen mit Behin-
derungen. Bei diesen vier Personengruppen sind die Auf-
gaben freilich unterschiedlich verteilt. Bei der Frauener-
werbsbeteiligung ist die Verfügbarkeit von Kinderbetreu-
ungsangeboten eine Schlüsselgröße; hier gibt es ver-
schiedene Gestaltungsmöglichkeiten, an denen öffentli-
che Träger, private Initiativen und die Unternehmen – auch
gemeinsam – beteiligt sein können. 
Mit Blick auf die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer kön-
nen wir viel von unseren europäischen Nachbarn ler-
nen. Gefordert ist primär das Personalmanagement in
den Betrieben; hier findet vielfach bereits ein Umdenken
statt. Weiterhin wird auch die Lebensarbeitszeit immer
mehr zum Thema. Wichtige Ansatzpunkte sind die Ver-
meidung von Ausbildungs- und Studienabbrechern zu
Beginn des Erwerbslebens und eine Flexibilisierung des
Ruhestandalters und Altersteilzeitmodelle am anderen
Ende der aktiven Erwerbsphase. 
Bei der beruflichen Integration von Migranten werden wir
mit der für dieses Jahr anstehenden Verabschiedung des
»Gesetztes zur Verbesserung der Anerkennung von im
Ausland erworbener Berufsqualifikationen« durch Bun-
destag und Bundesrat einen wichtigen Schritt weiter-
kommen. Ich stehe in engem Kontakt mit meinem Amts-
kollegen Bundesminister Rainer Brüderle, um eine wirt-
schaftsnahe Umsetzung dieses Gesetzes zu begleiten.
4. Ohne bedarfsgerecht gesteuerte Zuwanderung nach
Bayern wird es nicht gehen. Dabei sollte die Binnen-
wanderung aus anderen Regionen Deutschlands sicher-
lich Vorrang haben, insbesondere, wenn dadurch in
Deutschland Arbeitslosigkeit abgebaut werden kann. An-
dererseits gibt es mit Blick auf die Binnenwanderung auch
gewisse Grenzen, weil wir nicht wollen, dass andere Re-
gionen Deutschlands personell ausbluten; diese Rech-
nung müssten wir dann in Bayern mitbezahlen. Ebenso
wie in Bayern mit seinen vielfältigen Regionen werden wir
in ganz Deutschland nur gemeinsam stark genug sein
können, um die Herausforderungen der Globalisierung
und des wachsenden internationalen Wettbewerbs so-
wie des technologischen Wandels nachhaltig zu beste-
hen. Diese Perspektive hindert uns in Bayern natürlich
nicht daran, sportlicher zu sein als andere.
Nur über eine bedarfsgerecht gesteuerte Zuwanderung
sind unsere Unternehmen in der Lage, offenen Fachkräf-
tebedarf auch kurzfristig zu decken. Außerdem gibt es
für zahlreiche Spezialisten, insbesondere in den MINT-
Berufen, schon längst einen internationalen Arbeitsmarkt;
hieran müssen wir partizipieren. Wir dürfen unseren Ar-
beitsmarkt nicht von den globalen Arbeitsmärkten ab-
koppeln, weil sonst wir diejenigen sind, die abgekoppelt
werden. Abwanderung von Arbeitskraft und Produktion
darf nicht einfacher sein als Zuwanderung. Mir ist es lie-
ber, wenn wir hier bei uns mit ausländischen Fachkräf-
ten produzieren, als wenn die Produktion – mit ihren Pa-
tenten und der gesamten Expertise – ins Ausland geht
und damit dauerhaft verloren ist. 
Mit einem Exportüberschuss von rund 13,6 Mrd. Euro
im Jahr 2010 (nach 14 Mrd. Euro im Krisenjahr 2009)
ist die bayerische Wirtschaft ein klarer Globalisierungs-
gewinner; wir profitieren von der Weltoffenheit unse-
rer Partner im Ausland. Schon allein deshalb sind wir
gut beraten, wenn wir in Bayern für eine Kultur der Welt-
offenheit stehen – sonst werden wir Lehrgeld bezah-
len müssen. Ich sehe in dem sogenannten »Punkte-
system« einen international bewährten Ansatz, um ei-
ne sehr gezielte Zuwanderung zu ermöglichen. Die-
ses System ist intelligent und ideologiefrei: Intelligent,
weil Zuwanderung bedarfsgerecht und jederzeit flexi-
bel abgegrenzt und angepasst werden kann; ideolo-
giefrei, weil die anforderungsbezogene Qualifikation
zählt, nicht die Herkunft. 
5. Nicht nur die Arbeitnehmer werden weniger, sondern
auch die Unternehmer. Wir brauchen aber langfristig ein
gesundes Potential an Nachwuchsunternehmern, um
das Existenzgründergeschehen und die Unternehmens-
nachfolge in Mittelstand und Handwerk abzusichern. Das
gilt insbesondere für die ländliche Region, wo wir Arbeits-
plätze und Wertschöpfung erhalten müssen. Bei den
Perspektiven auf eine gute Unternehmensnachfolge geht
es nicht zuletzt auch um den Marktwert von Betriebsver-
mögen, das für Eigentümer-Unternehmer oft ein wichti-
ger Teil ihrer Altersversorgung ist. 
Unsere Existenzgründer sind vielfach die Avantgarde des
technologischen Fortschritts. Sie erschließen Zukunfts-
märkte und bieten innerhalb der Wertschöpfungskette
jene Elemente, die den regionalen Standort für die gro-
ßen internationalen Unternehmen attraktiv machen. Mit
Blick auf den privaten Konsum benötigen wir gerade in
der ländlichen Region einen gesunden Bestand an Un-Symposium
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tenehmen, insbesondere in den Bereichen Handwerk,
Einzelhandel, Gastronomie sowie Freizeit und Tourismus. 
Deshalb brauchen wir stärker denn je eine Kultur der
Selbständigkeit. Der Grundstein hierfür wird nicht zu-
letzt in unserem Bildungssystem gelegt. Berufsvorbe-
reitung darf nicht mit Berufskunde und Bewerbungs-
training abgeschlossen sein; die Perspektive »Selbstän-
digkeit« muss stärker bewusst gemacht werden. Be-
rufsanfänger müssen in der Lage sein, sich selbst als
ein autarkes Arbeitsmarkt-Subjekt zu erleben, nicht nur
als ein Objekt von Auswahlentscheidungen. Weiterhin
würde ich mir sehr wünschen, dass unser Bildungssys-
tem die Schülerinnen und Schüler noch stärker als bis-
her zu einer differenzierten Bewertung der Leistungen
des Unternehmertums befähigt. Gegenüber spekta-
kulär aufgemachten Negativ-Schlagzeilen aus Großun-
ternehmen – auch auf der internationalen Bühne – muss
die vielfache Aufbauleistung im Rahmen des unterneh-
merischen »Alltagsgeschäfts« insbesondere bei Mittel-
stand und Handwerk wieder stärker ins Bewusstsein
rücken. Unsere Jugend muss von ganzem Herzen »mit-
machen« wollen.
Im Bereich der Existenzgründungen ist Bayern mit einem
Gründersaldo von + 6 726 im ersten Halbjahr 2010
deutschlandweit führend. Dies ist eine hervorragende Bi-
lanz unserer 50 Gründeragenturen und unseres
Coaching-Programms für Existenzgründer. Seitens des
Wirtschaftsministeriums unterstützen wir außerdem das
Existenzgründer- und Unternehmensnachfolgegesche-
hen mit Informationskampagnen, günstigen Finanzie-
rungsbedingungen und im Rahmen des Existenzgrün-
derpakts der mittelständischen Wirtschaft in Bayern. Wir
wollen unser selbständiges Unternehmertum insbeson-
dere im Bereich der eigentümergeführten Unternehmen
nachhaltig absichern.
6. Aufgrund der vor uns liegenden demographischen Ver-
änderungen werden unsere Unternehmen stärker als in
der Vergangenheit gefordert sein, ihre Innovationsfähig-
keit abzusichern und weiterzuentwickeln:
– Die Bewältigung des demographischen Trends fordert
von den Unternehmen zusätzliche Innovationskraft im
Personalbereich. Soweit die Produktpalette ihrerseits
von den Auswirkungen der demographischen Verän-
derungen ebenfalls betroffen ist, sind auch an dieser
Stelle zusätzliche innovative Anstrengungen nötig.
– Die Substitution von Arbeit durch Kapitaleinsatz kann
– je nach Produktionstechnologie – für einzelne Un-
ternehmen ein Ansatz sein, um Personalknappheit
zu kompensieren. Damit gewinnt die Fähigkeit zur Pro-
zessinnovation in der Phase des demographischen
Wandel einiges an strategischer Bedeutung.
– Gleichzeitig werden aber nicht nur allgemein die Be-
legschaften älter, sondern auch das Durchschnittsal-
ter der Innovatoren wird ansteigen. Die hochinnovati-
ven Teams der Zukunft werden daher nicht nur mul-
tinational strukturiert sein, sondern auch Mitglieder
sehr unterschiedlicher Altersgruppen umfassen, in de-
nen die spezifischen Leistungsvermögen der verschie-
denen Altersgruppen zielführend zusammengebun-
den sind. 
In der Gesamtschau müssen wir sehen, dass die Situa-
tion des internationalen Wettbewerbs in Zukunft kaum
geringere Anforderungen an die Innovativkraft der Unter-
nehmen stellen wird, zumal der Verfolgerwettbewerb sei-
tens der BRIC-Staaten sicherlich weiter an Intensität zu-
nehmen dürfte.
Der Aufbau und Erhalt innovativer Teams ist eine Aufga-
be der Unternehmen. Von staatlicher Seite her haben wir
in Bayern aufgrund unseres anerkanntermaßen exzellen-
ten Wissenschafts- und Hochschulstandorts und über
unsere Forschungseinrichtungen hervorragende Rah-
menbedingungen, um Innovatoren für den heimischen
Standort zu gewinnen und langfristig zu binden. Mit un-
serem Engagement beim Wissens- und Technologie-
transfer optimieren wir darüber hinaus die Schnittstelle
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft.
Der demographische Trend in Bayern, in Deutschland und
in allen entwickelten Industrienationen stellt die Unterneh-
men, Wirtschaftsorganisationen, Wissenschaft und die Po-
litik vor eine neue Situation und vor neue Aufgaben. Gefor-
dert ist der Freistaat insgesamt, wie auch die einzelnen Re-
gionen und Kommunen. In Bayern stehen wir dauerhaft zum
Grundsatz gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen baye-
rischen Regionen; auch in Zeiten des demographischen
Wandels darf niemand abgehängt werden. Dabei sollten
wir sehen, dass weniger Arbeitslose auch weniger Sozial-
kosten bedeuten. Der Haushalt der Bundesagentur für Ar-
beit wies im Jahr 2009 einschließlich öffentlicher Mittel
deutschlandweit ein Volumen von 85 Mrd. Euro aus; hinzu
kommen noch Sozialkosten der Arbeitslosigkeit in weiteren
Bereichen staatlich finanzierter Sozialtransfers. Hier kön-
nen wir eine »demographische Dividende« aufgrund niedri-
gerer Arbeitslosigkeit erwarten, die zudem durch Einsparun-
gen aufgrund rückläufiger Schülerzahlen und rückläufigen
Bedarfs bei Kindertagesstätten noch verstärkt wird. Diese
»demographische Dividende« müssen wir nutzen, um die
öffentliche Neuverschuldung sowie Belastungen mit Steu-
ern und Sozialabgaben zurückzuführen. Gleichzeitig müs-
sen wir allerdings auch flächendeckend in die Qualität der
Bildung und in die regionalen Standorte investieren. Dies ist
eine Chance für bessere Zukunftsperspektiven aller Regio-
nen im Freistaat.
Zweifellos stellt uns der wachsende Fachkräftebedarf vor ei-
ne Herausforderung. Wir wollen mit dieser Herausforderung
sportlich umgehen, weil Herausforderungen mit interessan-
ten Perspektiven verbunden sein können, wenn man sie
offensiv annimmt. Suchen wir unsere Chancen in dieser Zeit
des demographischen Wandels und setzen wir diese Chan-Symposium
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cen um. Hierin sehe ich eine wichtige Aufgabe unserer heu-
tigen Sozialen Marktwirtschaft. Es entspricht der Denkkul-
tur der Sozialen Marktwirtschaft, die Dinge differenziert aus
unterschiedlichen Perspektiven zu sehen: Risiken undChan-
cen, Herausforderungen und neue Perspektiven.
Auch mit Blick auf diese neue Wettbewerbssituation muss
die Politik unternehmerisch denken und handeln: Es liegt
an uns, in diesem neuen Wettbewerb um Leistungsträger
Führung zu übernehmen und aus den vor uns liegenden Ver-
änderungsprozessen nicht nur »relativ gut«, sondern viel-
leicht sogar als Gewinner hervorzugehen. Hierfür haben wir
in Bayern mit unserem hervorragenden Bildungssystem, mit
exzellenten Hochschulen und einem sehr leistungsstarken
Mittelstand und mit unserer hohen Lebensqualität am »Tou-
rismusstandort Nr. 1« in Deutschland eine hervorragende
Ausgangssituation; diese müssen wir jetzt in einem engen
Zusammenspiel von Unternehmen, Wirtschaftsorganisa-
tionen und Staatsregierung konstruktiv und koordiniert nut-
zen. Die Positionierung und Absicherung des Beschäfti-
gungsstandorts Bayern ist ein großes Gemeinschaftswerk;
alle Akteure unseres bayerischen Beschäftigungsstandorts
sind hierzu herzlich eingeladen. ifo Schnelldienst 6/2011 – 64. Jahrgang
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Auch wenn die derzeit allerorten geführte
Diskussion Anderes vermuten lässt – der
demographische Wandel ist keine wirkliche
Überraschung und somit auch kein neues
Thema. Er ist vielmehr die Folge der Gebur-
tenentwicklung der späten 1960er und
1970er Jahre, die heute für eine sinkende
Zahl der Geburten sorgt, und der gleichzei-
tig steigenden Lebenserwartung. 
In diesem Zusammenhang gibt es mehr
oder weniger dramatisch klingende Prog-
nosen: Die einen sagen einen eklatanten
Fachkräftemangel vorher, der letztlich
auch die Leistungsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft gefährde. Andere sehen die La-
ge etwas entspannter und gehen von ei-
nem rechnerisch ausgeglichenen Verhält-
nis von Nachfrage und Angebot von Fach-
kräften aus. Einigkeit herrscht jedoch dar-
über, dass es zu mehr oder weniger gro-
ßen Engpässen bei verschiedenen Qua-
lifikationen und in bestimmten Berufsbe-
reichen kommen wird. Folgt man der Stu-
die des Prognos-Instituts »Arbeitsland-
schaft Bayern 2030« aus dem Jahr 2010,
wird es in jedem Fall in Berufsbereichen,
die eine hohe Qualifikation voraussetzen,
zu Engpässen kommen. In vielen Diskus-
sionen wird beim Thema Fachkräfteman-
gel sofort auf die zu geringe Zahl von
Hochschulabsolventen hingewiesen. Dies
hat durchaus seine Berechtigung, denn
auch die genannte Prognos-Studie spricht
allein für Bayern von einer Arbeitskräfte-
lücke von 330 000 Akademikern im Jahr
2030, insbesondere in den Bereichen For-
schung, Werbung und Beratung sowie
Gesundheit und Erziehung.1
Noch viel größer wird die Lücke jedoch im
Bereich der Personen mit beruflicher Bil-
dung sein: Die Studie geht von rund
760 000 Personen aus, die im Jahr 2030
mit einer beruflichen Qualifikation fehlen
werden. Im Verarbeitenden Gewerbe dürf-
ten die Lücken noch am kleinsten sein,
besonders dramatisch stellt sich die Vor-
hersage jedoch bei den so genannten öf-
fentlichen und privaten Dienstleitungen
dar, zu dem im Wesentlichen auch die Ge-
sundheitsdienstleistungen gehören. 
Was bedeutet eine solche Einschätzung
für die Bildungspolitik? Welcher Hand-
lungsbedarf ergibt sich angesichts ei-
nes Bedarfs an beruflich qualifizierten
Fachkräften für das heutige politische
Handeln?
Bereits seit dem Schuljahr 2008/09 geht
die Zahl der Absolventen der allgemeinbil-
denden Schulen zurück, und es wird –
nach einem Höhepunkt in diesem Jahr
durch den doppelten Abiturjahrgang – in
den kommenden 20 Jahren einen kontinu-
ierlichen Rückgang um mehr als 20% auf
dann rund 109 000 Schulabgänger pro
Jahr erwartet. Interessant ist dabei, dass
die Zahl der Absolventen mit Hochschul-
zugangsberechtigung um 6% steigt. Den
mittleren Schulabschluss allerdings erwer-
ben voraussichtlich über 20% weniger
Menschen als heute, den Hauptschulab-
schluss sogar 39% weniger. 
Die Steigerung der Zahl höherer schulischer
Abschlüsse wurde immer wieder auch von
internationalen Organisationen gefordert.
Die von der OECD verantwortete PISA-Stu-
die ist hierfür ein allseits bekanntes Beispiel.
Aber auch von Seiten der Wirtschaft wur-
de darauf hingewiesen, dass die Anforde-
rungen der Arbeitswelt zunehmend höhe-
re Bildungsabschlüsse erfordern. 
Die Bildungspolitik verfolgt diese Zielset-
zung schon längere Zeit, und die Bemü-
hungen tragen inzwischen Früchte. Al-
lerdings entstehen angesichts des vorher-
gesagten Fachkräftebedarfs daraus auch
neue Herausforderungen für den Bereich
der beruflichen Bildung, denn eine Stu-
die des Bundesinstituts für Berufsbildung
hat im vergangenen Jahr aufgezeigt, dass
die Neigung, eine betriebliche Berufsaus-
bildung zu machen, sinkt, je höher der er-
zielte schulische Abschluss ist.2 Dies ist
bereits bei Absolventen mit einem mittle-
ren Schulabschluss zu beobachten und
noch viel stärker bei Abgängern mit einer
Hochschulreife. 
Eine zukunftsgerichtete Bildungspolitik
darf daher über der Diskussion um ei-
Konsequenzen für Bildung und Handwerk
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nen drohenden Akademikermangel die berufliche Bildung
nicht aus dem Auge verlieren! In der Vergangenheit blie-
ben vorhandene Bildungsreserven immer wieder ungenutzt,
wenn (oft etwas vorschnell) unter Hinweis auf die man-
gelnde Ausbildungsreife Jugendliche dauerhaft keinen Aus-
bildungsplatz fanden. Nicht nur mit Blick auf den prognos-
tizierten Fachkräftebedarf ist dies nicht mehr zu verant-
worten, denn es müssen auch unter sozialen und gesell-
schaftspolitischen Gesichtpunkten wirklich alle Potentiale
genutzt werden. Daraus ergeben sich verschiedene Hand-
lungsfelder, von denen im Folgenden einige näher beleuch-
tet werden sollen. 
Handlungsfeld 1: Verringerung der Zahl der
Schulabgänger ohne Schulabschluss 
Bereits im Herbst des Jahres 2008 haben sich die Länder
in der Qualifizierungsinitiative »Aufstieg durch Bildung« ver-
pflichtet, die Zahl der Jugendlichen ohne Schulabschluss zu
halbieren. In Bayern konnte in den vergangenen Jahren der
Anteil der jungen Menschen, die eine allgemein bildende
Schule ohne Schulabschluss verlassen, bereits deutlich ver-
ringert werden – von ca. 9,5% im Jahr 2001 auf 5,9% im
Jahr 2009. 
Mehr als ein Drittel der sog. »Schulabbrecher« in Bayern ver-
lässt dabei eine Volksschule zur sonderpädagogischen För-
derung mit Förderschwerpunkt Lernen. Viele der Abgänger
ohne Schulabschluss kommen aus der Praxis-Klasse der
Hauptschule. 
Diese Schülerinnen und Schülern werden ab dem Schul-
jahr 2010/11 die Chance haben, einen Hauptschulabschluss
zu erwerben, der den Bildungsstandards der Kultusminis-
terkonferenz entspricht. Damit sollen sich auch ihre Perspek-
tiven auf dem Ausbildungsstellenmarkt verbessern. Darüber
hinaus investiert der Freistaat weiterhin erhebliche Mittel in
Kurse zum nachträglichen Erwerb eines Hauptschulab-
schlusses sowie in berufsvorbereitende Maßnahmen der Be-
rufsschule, die ebenfalls den nachträglichen Erwerb eines
Schulabschlusses ermöglichen. 
Handlungsfeld 2: Ausgestaltung des Übergangs
Schule – Berufsausbildung 
Gerade für schwächere Schülerinnen und Schülern stellt der
Übergang von der Schule in eine Berufsausbildung eine gro-
ße Herausforderung dar. Gemeinsam mit der Bundesagen-
tur für Arbeit wurden verschiedene Instrumente wie die ver-
tiefte Berufsorientierung und die Einstiegsqualifizierung ein-
geführt, die sich bewährt haben. Diese gilt es nun zu ver-
stetigen, nicht zuletzt damit auch das Berufswahlspektrum
der Jugendlichen größer wird. Noch immer finden sich über
75% aller weiblichen Ausbildungsanfänger in Deutschland
in nur 25 Berufen wieder, von denen lediglich zwei zu den
Fertigungsberufen zählen. Dagegen entscheiden sich knapp
60% der männlichen Ausbildungsanfänger für einen der
25 am häufigsten von ihnen gewählten Berufen, darunter
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gendliche und auch deren Eltern angesichts von zurzeit 
ca. 350 anerkannten Ausbildungsberufen allein im dualen
System eine große Herausforderung dar. Bei aller Notwen-
digkeit möglichst passgenauer Ausbildungsberufe wäre ei-
ne Reduzierung der Zahl der Ausbildungsberufe auch im
Sinne von mehr Transparenz sehr zu begrüßen. 
Wenn der Übergang von der Schule in eine Berufsausbil-
dung nicht unmittelbar gelingt, sind zielgerichtete Angebo-
te erforderlich, die sicherstellen, dass der Wechsel in eine
qualifizierte Berufsausbildung tatsächlich und auch mög-
lichst schnell gelingt. In ihrer Studie zum Übergangssystem
wies die Bertelsmann Stiftung darauf hin, dass hierzu vor
allem Maßnahmen mit dualen, das heißt betrieblich orien-
tierten Elementen erforderlich sind, bei denen nach Zielgrup-
pen differenziert wird.4
Bereits vor über drei Jahren wurden die berufsvorbereiten-
den Angebote an den staatlichen Berufsschulen in Bayern
in diesem Sinne umstrukturiert. Mit dem Berufseinstiegs-
jahr gibt es seither ein Angebot für ausbildungsreife Jugend-
liche, die dennoch unversorgt blieben, während sich das Be-
rufsvorbereitungsjahr und das Berufsintegrationsjahr an noch
nicht ausbildungsreife Jugendliche richten. Alle drei Maß-
nahmen sind kooperativ, werden also gemeinsam mit einem
externen Partner realisiert, der die fachpraktischen Inhalte
vermittelt. Zusätzlich dazu ist bei allen drei schulischen Über-
gangsangeboten eine sozialpädagogische Begleitung fes-
ter Bestandteil.
Auch von anderen Seiten gibt es gerade zahlreiche Bemü-
hungen, das Übergangssystem effizienter zu gestalten und
etwaige Mehrfachstrukturen zu beseitigen, damit künftig
Warteschleifen vermieden und Ausbildungszeiten nicht un-
nötig ausgedehnt werden. Um Letzteres zu erreichen, muss
aber auch sichergestellt sein, dass die Betriebe berufliche
Vorqualifizierungen auf eine anschließende Ausbildung an-
rechnen. 
Berufsschulpflichtige Jugendliche ohne Ausbildungsplatz,
die sich in keinem Vollzeitangebot von Schule oder Agentur
für Arbeit befinden, erhalten zudem ein gezieltes Beratungs-
angebot, um eine nachträgliche Vermittlung in Ausbildung
oder in Vollzeitangebote der Berufsvorbereitung zu ermög-
lichen. Unter dem Stichwort »Chance Berufsausbildung« fin-
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den die Beratungsangebote mehrfach im Schuljahr statt,
damit auch solche Jugendliche erreicht werden können,
die erst spät eine berufliche Perspektive entwickeln. Diese
Bemühungen werden von den Berufsschulen in Absprache
mit den Agenturen für Arbeit unter Beteiligung von regiona-
len Betriebsvertretern organisiert und sollen dazu beitragen,
dass alle ausbildungswilligen Jugendlichen einen Ausbil-
dungsplatz erhalten oder sich auf einen solchen vorberei-
ten können. 
Handlungsfeld 3: Erschließen neuer Potentiale
für den Arbeitsmarkt 
Um tatsächlich alle Potentiale in unserer Gesellschaft für den
Arbeitsmarkt zu gewinnen, können schulische Angebote
auch eine »dienende Funktion« für im Grunde sozial- und
gesellschaftspolitische Maßnahmen übernehmen. Dabei ste-
hen derzeit zwei Gruppen besonders im Fokus: Frauen und
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte.
Um jungen Eltern, insbesondere Frauen, nach einer Famili-
enphase den Wiedereinstieg in das Berufsleben zu ermög-
lichen, sind eine ausreichende Zahl von Betreuungsplätzen
in Kindertageseinrichtungen und ein umfassendes Ange-
bot von Ganztagsschulen notwendig. Von schulischer Sei-
te wird der flächendeckende und bedarfsorientierte Aus-
bau von Ganztagsangeboten in den nächsten Jahren wei-
ter vorangetrieben. Dazu zählen neben einer (verlängerten)
Mittagsbetreuung vor allem der Ausbau der gebundenen
und offenen Ganztagsschulen. Hier ist eine schnelle Verbes-
serung der Situation möglich. 
Langfristiger angelegt sein müssen dagegen Maßnahmen
zur besseren Integration von jungen Menschen mit Zuwan-
derungsgeschichte, denn eine gelungene Integration lässt
sich nicht im Hauruck-Verfahren erreichen, sondern erfor-
dert Dialog und langfristige Strategien, deren Wirkung ein
gewisses Maß an Zeit erfordern.
Junge Menschen mit Zuwanderungsgeschichte liegen trotz
unbestreitbarer Erfolge in den letzten Jahren hinsichtlich der
Bildungsbeteiligung immer noch unter dem Durchschnitt
der bayerischen Bevölkerung. Um dies nachhaltig zu ver-
ändern, wurde ein bayerisches Gesamtkonzept zur schu-
lischen Integration von Kindern und Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund erarbeitet, auf dessen Basis die Rah-
menbedingungen zur individuellen Förderung von Kindern
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund klar verbes-
sert wurden. So wurde die Klassenstärken an Grund- und
Hauptschulen auf maximal 25 gesenkt, wenn in den Klas-
sen mehr als 50% der Schüler einen Migrationshintergrund
haben. Allein im Schuljahr 2010/11 wurden dazu über
350 neue Klassen eingerichtet. Darüber hinaus wurde ei-
ne frühzeitige, kontinuierliche und intensive Deutschförde-
rung auf den Weg gebracht – beginnend mit dem auf
240 Stunden ausgeweiteten Vorkurs im letzten Kindergar-
tenjahr bis hin zu den Deutschförderkursen und Deutsch-
förderklassen der Schule. Ergänzt werden diese Maßnah-
men durch eine Reihe von Modellprojekten, um Maßnah-
men für die erfolgreiche schulische Integration von Kin-
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund zu erpro-
ben, wie etwa der Schulversuch »KommMIT«.
Besonders hilfreich sind bei diesen Bemühungen die Men-
schen, die selbst über einen Migrationshintergrund verfü-
gen und die ihren Platz in der Mitte unserer Gesellschaft
gefunden haben, die bestens integriert und somit wert-
volle Vorbilder sind. Mit Aktionen, wie z.B. dem bayerischen
Netzwerk von Lehrkräften mit Migrationsgeschichte sol-
len hier genauso langfristige Impulse gesetzt werden wie
mit dem »Schülercampus – Mehr Migranten werden Leh-
rer«, der junge Menschen mit Zuwanderungsgeschichte
für den Lehrerberuf gewinnen soll. Ergänzt werden solche
Maßnahmen durch beispielhafte Aktivitäten wie die bay-
ernweite Online-Beratung »Wir für Bayern – Hilfe für ju-
gendliche Zuwanderer«, bei der speziell geschulte Schü-
lerinnen und Schüler, die alle einen Migrationshintergrund
haben, jungen Menschen aus Zuwandererfamilien für ei-
ne Bildungswegberatung auf Augenhöhe zur Verfügung
stehen. 
Handlungsfeld 4: Individualisierte 
Förderangebote für unterschiedliche Zielgruppen
Der Anspruch, alle Bildungspotentiale zu heben und mög-
lichst jedem Jugendlichen eine realistische Chance auf ei-
nen Berufsabschluss zu bieten, kann nur erfüllt werden, wenn
verstärkt individualisierte Förderangebote geschaffen wer-
den bzw. bestehende noch besser genutzt werden. Die in-
dividuelle Förderung von Schülerinnen und Schülern wird
in der Regel im Kontext der allgemein bildenden Schule
diskutiert, an denen je nach Profil der jeweiligen Schulart un-
terschiedliche Ansätze zur Förderung verfolgt werden kön-
nen. An der Berufsschule gilt es Strukturen, die z.B. mit
den ausbildungsbegleitenden Hilfen der Agenturen für Ar-
beit bestehen, sinnvoll zu ergänzen und unter schulischen
Gesichtspunkten weiterzuentwickeln. 
Gemeinsam mit den Kammern und der Regionaldirektion
für Arbeit soll daher ein flexibler Einstieg in eine Berufsaus-
bildung ermöglicht werden, der leistungsschwächeren Ju-
gendlichen mehr Lernzeit gibt. Dazu wird die so genannte
»Einstiegsqualifizierung für Jugendliche« durch besondere
Förderangebote an der Berufsschule ergänzt. Zugleich wer-
den die Arbeitsagenturen ausbildungsbegleitende Hilfen fi-
nanzieren, die bereits während der Einstiegsqualifizierung
beginnen und sich über die gesamte Ausbildungszeit erstre-
cken können. 
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Mit dem Projekt »Berufssprache Deutsch« sollen Auszubil-
dende, die gewisse Defizite in der deutschen Sprache auf-
weisen – das sind nicht ausschließlich Jugendliche aus Fa-
milien mit Zuwanderungsgeschichte – gezielter in ihrem be-
ruflichen Kontext unterstützt werden. Indem eine Förderung
nicht nur im Deutschunterricht der Berufsschule möglich sein
soll, sondern durch eine Verbindung der Sprachvermittlung
mit beruflichen Inhalten in den Fachunterricht integriert wer-
den soll, können Schülerinnen und Schüler durch einen stär-
keren Praxisbezug motiviert werden, ihre Deutschkenntnis-
se insgesamt zu verbessern und auch eine solide Grundla-
ge für eine spätere berufliche oder schulische Weiterquali-
fizierung erhalten. 
Im Rahmen der Weiterentwicklung der Hauptschule zur
bayerischen Mittelschule kommt der individuellen Förderung
besondere Aufmerksamkeit zu. Die Schülerinnen und Schü-
ler sollen möglichst individuell im Hinblick auf den Erwerb
der notwendigen Ausbildungsreife gefördert werden.
Ausbildungsreife setzt sich zusammen aus den Bereichen




– Schlüsselqualifikationen, Selbst- und Sozialkompetenz.
Die Weiterentwicklung der Hauptschule zur Bayerischen 
Mittelschule stellt mit den Säulen
– stark im Wissen (Kernkompetenzen und Allgemein-
bildung),
– stark für den Beruf (Berufsorientierung) und
– stark als Person (Schlüsselqualifikationen, Selbst- und
Sozialkompetenz)
das Erreichen einer umfassenden Ausbildungsreife in den
Mittelpunkt der Maßnahmen und Neuerungen:
Kernkompetenzen in den Fächern Deutsch, Mathematik
und Englisch und breite Allgemeinbildung
– Modulare Förderung in den Jahrgangsstufen 5 und 6,
– 30. Stunde als zusätzliche Förderstunde in den Jahr-
gangsstufen 5 und 6,
– Teilung der Förderstunden in Jahrgangsstufe 5 durch
zusätzliche Lehrerstunde; damit Ausbau zur Intensivie-
rungsstunde,
– Stärkung des Fachs Englisch.
Berufsorientierung
– Ausbau von Betriebserkundungen, Orientierungsprakti-
ka und Betriebspraktika,
– gemeinsame Projekte zur erweiterten vertieften Berufs-
orientierung nach §§ 33 und 421q SGB III in Kooperati-
on mit der Arbeitsagentur,
– berufsorientierende Zweige Technik, Wirtschaft, Soziales,
– Einführung einer Projektprüfung in den Prüfungen zum
Qualifizierenden Hauptschulabschluss und zum Mittleren
Schulabschluss der Hauptschule im Schuljahr 2011/12
– Berufswahlpass, verpflichtend ab Sj. 2010/11,
– Ausbildung einer Lehrkraft pro Schulamtsbezirk zum
SCHULEWIRTSCHAFT-Experten, der auf Ebene des
Schulamts die Zusammenarbeit zwischen Hauptschule
und Wirtschaft koordiniert.
Schlüsselqualifikationen, Selbst- und Sozialkompetenz
– Konzept zum Sozialen Lernen,
– offene und gebundene Ganztagsangebote,
– Klassenlehrerprinzip und
– Förderlehrkräfte.
Die drei Säulen im Konzept der bayerischen Mittelschule
gehen individuell auf den Entwicklungs- und Lernstand
des Schülers ein und garantieren, dass niemand verloren
geht und jeder gemäß seiner Anlagen und Talente geför-
dert wird.
Handlungsfeld 5: Sicherung der Attraktivität der
dualen Berufsausbildung 
Mit der Entwicklung hin zu höheren schulischen Abschlüs-
sen eröffnet sich jungen Menschen eine Vielzahl von Bil-
dungsoptionen, die nicht mehr zwangsläufig hin zu einer
dualen Berufsausbildung führen. Dies gilt insbesondere
für die besonders leistungsstarken und motivierten un-
ter ihnen. 
In verschiedenen Bereichen war bereits in den vergangenen
Jahren eine zunehmende Akademisierung der Berufsausbil-
dung zu beobachten, die sich in den nächsten Jahren wohl
fortsetzen wird. Dies kann durchaus als eine Gefahr für die
berufliche Bildung gesehen werden, die sich immer noch auf
einem hohen Niveau befindet. Umso wichtiger ist es, mit der
Schaffung attraktiver Zusatzangebote junge Menschen auch
weiterhin für eine berufliche Aus- und Fortbildung zu gewin-
nen. Eine Möglichkeit bieten z.B. die vielfältigen doppelqua-
lifzierenden Bildungsgänge in Bayern, die für leistungsstär-
kere junge Menschen parallel zu einer Ausbildung den Erwerb
einer Hochschulreife einschließen oder ausbildungsbegleitend
ein Hochschulstudium ermöglichen. Ebenso können Inhalte
der beruflichen Aufstiegsfortbildung bereits in die Ausbildung
integriert werden, um interessante berufliche Perspektiven
zu eröffnen, wobei hier Berufsschulen und außerschulische
Anbieter Kooperationen eingehen können.
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Auch Auslandsaufenthalte während der Ausbildung kön-
nen ein wichtiger Anreiz sein. Nahezu jede dritte Berufsschu-
le in Bayern ist inzwischen in das Programm LEONARDO
DA VINCI, das EU-Mobilitätsprogramm für die berufliche Bil-
dung, eingebunden. Jeder siebte Teilnehmer bundesweit
kommt aus Bayern.
In Ergänzung zu solchen inhaltlichen Weiterentwicklungen
muss auch die formale Anerkennung der beruflichen Bildung
vorangebracht werden. Ein deutliches Signal war bereits die
weitgehende Öffnung des Hochschulzugangs für beruflich
Qualifizierte, die es Absolventen einer beruflichen Aus- oder
Fortbildung erlaubt, unter bestimmten Voraussetzungen ein
Studium an einer Hochschule aufzunehmen. 
Aber auch die derzeit laufende Entwicklung des Deutschen
Qualifikationsrahmens für lebenslanges Lernen (DQR), mit
der eine Empfehlung der Europäischen Kommission auf
nationaler Ebene umgesetzt werden soll, kann weitere wich-
tige Impulse für die Gleichwertigkeit von allgemeiner und be-
ruflicher Bildung bringen, wenn es gelingt, Qualifikationen
über alle drei Bildungsbereiche hinweg (allgemeine Bildung,
berufliche Bildung, Hochschulische Bildung) in einem ein-
heitlichen achtstufigen System abzubilden.
Handlungsfeld 6: Strukturen der Berufsschule als
dualer Partner 
Unabhängig von der demographischen Entwicklung haben
das Entstehen von immer mehr hoch differenzierten Ausbil-
dungsberufen sowie die Veränderungen der Ausbildungs-
zahlen in den einzelnen Ausbildungsberufen in der Vergan-
genheit immer wieder zu Problemen bei der Fachklassen-
bildung der Berufsschule geführt. Somit haben die bayeri-
schen Berufsschulen schon seit längerer Zeit einschlägige
Erfahrungen mit z.T. rückläufigen Schülerzahlen in einigen
Fachklassen, einschließlich der Probleme, die sich daraus
für eine möglichst ausbildungsplatz- und wohnortnahen Be-
schulung ergeben.
Erste Grundlagen, um dieser Entwicklung nachhaltig zu be-
gegnen, wurden bereits vor zehn Jahren gelegt, als eine
Organisationsreform an den Berufsschulen initiiert wurde.
Daraus sind Konzepte zur langfristigen strukturellen Fortent-
wicklung der Berufsschulorganisation entstanden, in deren
Rahmen unter Einbeziehung der Akteure vor Ort regionale
Schulentwicklungspläne erarbeitet wurden mit dem Ziel, be-
rufliche Kompetenzzentren für Aus- und Weiterbildung zu
bilden.
Somit sind solide Strukturen entstanden, die nun mit Blick
auf die demographische Entwicklung weiterentwickelt wer-
den können. So können z.B. durch die gemeinsame Be-
schulung von affinen Ausbildungsberufen, also solchen, die
ähnliche oder identische inhaltliche Teile in Ausbildungs-
ordnung oder Rahmenlehrplan aufweisen, die ausbildungs-
platznahe Beschulung in einer Berufsgruppe in berufsüber-
greifenden Klassen gesichert werden. 
Zur Verwirklichung des Ziels soll auf Basis der bestehenden
gültigen Lehrpläne pro Berufsgruppe ein gemeinsamer Lehr-
plan entwickelt werden, der die Gemeinsamkeiten und die
Unterschiede der affinen Berufe berücksichtigt. Die erfor-
derliche fachliche Differenzierung der einzelnen Berufe in-
nerhalb einer Berufsgruppe könnte in einem begrenzten,
festgelegten zeitlichen Umfang im Rahmen der Gruppen-
bildung erfolgen. 
Die demographische Herausforderung ist eine Aufgabe, die
nur gemeinsam von allen Politikbereichen gemeinsam be-
wältigt werden kann. Dies muss auf lokaler Ebene genauso
geschehen wie auf der Ebene der Landespolitik. Daher wur-
de inzwischen ein Kabinettssausschuss Demographischer
Wandel unter Leitung des Bayerischen Ministerpräsidenten
ins Leben gerufen, der einen Aktionsplan für Bayern erar-
beiten wird. 
Diese übergreifenden Aktivitäten müssen jedoch aus bil-
dungspolitischer Sicht vor Ort ergänzt werden, indem alle
relevanten Akteure noch besser zusammengebracht wer-
den. Es gibt ein Netz von Bildungseinrichtungen und Bil-
dungsangebote vor Ort, die sich in Zukunft besser miteinan-
der vernetzen müssen. Zugleich sollten auch die zahlreichen
lokalen Projekte und Förderangebote für die jungen Men-
schen in einer Region in lokalen Bildungsnetzen stärker ge-
bündelt werden. Denn nur durch gemeinsames Handeln auf
allen Ebenen und in allen Teilen von Wirtschaft und Gesell-
schaft lässt sich der vorhergesagte demographisch beding-
te Wandel meistern. 
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